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A Einleitung 

Der Personalstrukturbericht ist Band 1 des Hamburger Personalberichts. 
 
Der Personalstrukturbericht 2015 informiert über die Entwicklung verschiedener personalpolitisch 
relevanter Themen im Berichtsjahr 2014. Neben der Information über verschiedene Aspekte der 
Personalstruktur sind dabei auch wesentlich die Entwicklung des Personalbestandes, die Entwick-
lung der Personalausgaben (einschließlich der Ausgaben für Beihilfeleistungen) sowie die Analyse 
der krankheitsbedingten Fehlzeiten. Das neue Schwerpunktthema im diesjährigen Bericht ist die 
Analyse von Auswirkungen der sich verändernden Altersstruktur in den personalpolitischen Hand-
lungsfeldern der Personalplanung sowie der Personalausgaben. 
 
In weiteren Kapiteln wird über die Beschäftigung Schwerbehinderter und ihnen gleichgestellter be-
hinderter Menschen, den Einsatz von Leiharbeitskräften sowie die Beschäftigten in öffentlich-
rechtlichen Unternehmen berichtet. 
 
Der Analyseteil des Personalstrukturberichts wird ergänzt durch den Tabellenanhang, der das Da-
tenmaterial zu allen Berichtsthemen vollständig enthält. Der Tabellenanhang wird in elektronischer 
Form für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der hamburgischen Verwaltung zur Verfügung gestellt. 
Da die Nummerierung der Tabellen mit dem Analyseteil korrespondiert, wird die Nummerierung dort 
nicht angepasst, auch wenn in diesem Bericht nicht zu allen Kapiteln ein Textbeitrag erstellt wurde. 
 
Die dem Personalstrukturbericht zugrunde liegenden Verfahren zur Datenerhebung und  
-verarbeitung werden in einem Leitfaden personalwirtschaftlicher Kennzahlen und Methoden (Kenn-
zahlenbuch) dokumentiert. Dieser gibt einen verbindlichen Katalog an personalwirtschaftlichen Defi-
nitionen von Kennzahlen und Methoden vor. Diese behördenübergreifende Standardisierung hat 
zum Ziel, dass einheitliche Angaben über den Personalbestand gemacht werden. Zudem ermögli-
chen die Kennzahlendefinitionen, die präsentierten Daten und Statistiken einzuordnen und metho-
disch nachzuvollziehen. 
 
Der Personalstrukturbericht bezieht sich auf folgende Organisationsbereiche der hamburgischen 
Verwaltung: Alle Einzelpläne, die Landesbetriebe nach § 26 der Landeshaushaltsordnung (LHO) 
sowie die Einrichtungen nach § 15 LHO (Wirtschaftspläne).1 Zudem wird nachrichtlich über die Zahl 
der Beschäftigten in ausgewählten öffentlich-rechtlichen Unternehmen (Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen) berichtet. Diese Daten wurden aus anderen Quellen ermittelt. Sie stimmen daher 
methodisch und zeitlich nicht mit den anderen Auswertungen im Personalstrukturbericht überein.  
 

                                                 
1 Dem Personalstrukturbericht 2015 (Berichtsjahr 2014) liegt die bis zum 31.12.2014 geltende LHO zugrunde. 
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B Methodische Anmerkungen 

Die im Kennzahlenbuch enthaltenen, grundlegenden Begriffe werden in diesem Abschnitt kurz be-
schrieben. Weitergehende Erläuterungen zu einzelnen Themenbereichen sind in den folgenden Ka-
piteln zu finden. 
 
Der Begriff „Personalbestand“ ist für alle personalstatistischen Auswertungen von zentraler Bedeu-
tung. Dabei ist die Kenntnis des jeweils zu Grunde liegenden Beschäftigtenaggregats und der Defini-
tion der verschiedenen Gruppen der in der hamburgischen Verwaltung Beschäftigten für das Ver-
ständnis der Ergebnisse zwingend notwendig. Für ein hohes Maß an Transparenz wurde eine Klas-
sifizierung der bestehenden Beschäftigungsverhältnisse vorgenommen, die zu hierarchisch aufei-
nander aufbauenden Beschäftigtenaggregaten2 in einem Personaltableau zusammengefasst wur-
den. Eine Darstellung des Personaltableaus und der verschiedenen Beschäftigtenaggregate ist im 
Kennzahlenbuch enthalten (Kennzahlen A-01 bis A-05). Das Tableau ermöglicht auf Grund seines 
modularen Aufbaus, Beschäftigtengruppen je nach Auswertungsinteresse voneinander abzugrenzen 
und gezielt zusammenzufassen. So werden auch Vergleiche mit anderen Gebietskörperschaften 
möglich. 
Der überwiegende Teil der Auswertungen für diesen Personalbericht erfolgt monatsbezogen auf den 
Dezember 2014. D.h., Auswertungen zu den Personalbeständen berücksichtigen Personalfälle des 
gesamten Betrachtungsmonats Dezember (sogenannter Wirkungsmonat). Scheidet beispielsweise 
ein Beschäftigter Mitte Dezember aus, so wird dieser noch im Personalbestand für Dezember be-
rücksichtigt.  
Ausnahmen bilden die Berichte zum Thema Nebentätigkeiten, die stichtagsbezogen zum 
31.12.2014 erfolgen und im Tabellenanhang zu finden sind. Auswertungen, die zeitraumbezogene 
Themen zum Gegenstand haben (Fehlzeiten- und Fluktuationsanalysen), beschreiben ein gesamtes 
Berichtsjahr.3 
 
Dem Personalbericht liegen folgende organisatorische Veränderungen zu Grunde: 
Der Hochschulbau ist ab 2014 keine Einrichtung nach § 15 LHO mehr, sondern wurde im Rahmen 
der Welle 2 des Projekts Strategische Neuausrichtung des Haushaltswesens (SNH) wieder in die 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt integriert. 
Die Schulhausmeister sind ab April 2014 von der Behörde für Schule und Berufsbildung in den Lan-
desbetrieb SBH Schulbau Hamburg gewechselt. 
Zu Beginn des Jahres 2014 gab es eine Neuorganisation des Landesbetriebes Kasse.Hamburg: Die 
„Fachliche Leitstelle Ressourcensteuerung“ wurde aus der Finanzbehörde vollständig in den Lan-
desbetrieb integriert. 
Das Projekt Parkraumüberwachung wechselte zum Mai des Jahres aus dem Landesbetrieb Straßen, 
Brücken und Gewässer in den Landesbetrieb Verkehr. 
 
Neben der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt sind im Zuge der Umsetzung von SNH in 2014 
die Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration, die Behörde für Schule und Berufsbildung, 
die Bürgerschaftskanzlei, die Kulturbehörde und der Rechnungshof von der Kameralistik auf die 
doppische Buchführung umgestellt worden.  
 
Zur Steuerung der 2011 beschlossenen personellen Einsparverpflichtungen wird die basierend auf 
dem statistischen Personalbestand berechnete Anzahl Vollkräfte (ehemals: Vollzeitäquivalente 
(VZÄ) genannt) zu Grunde gelegt. Der Begriff Vollkräfte, der das Beschäftigungsvolumen im Ver-

                                                 
2 Um Missverständnisse auszuschließen wird darauf hingewiesen, dass unter „Personalbestand“ sowie in allen Beschäftigtenaggregaten 

Beschäftigungsverhältnisse gezählt werden. Eine Person wird demnach mehrfach erfasst, wenn sie mehrere Beschäftigungsverhältnis-
se eingegangen ist. 

3 Die Fehlzeiten- und Fluktuationsanalysen umfassen den Zeitraum 1.1. bis 31.12. eines Berichtsjahres. Bei der Fluktuationsrechnung 
werden Personalabgänge in dem Monat gezählt, in dem das Arbeitsverhältnis beendet bzw. unterbrochen wird (Beispiel: Ausscheideda-
tum 31.12.2014, Fluktuationsfall wird im Dezember 2014 gezählt. Vgl. Kennzahl B-01 Fluktuationsrate im Kennzahlenbuch). 
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hältnis zur Regelarbeitszeit des Beschäftigten ausdrückt, ist eine dezidierte Rechengröße des Per-
sonalberichtswesens. Die Definition der Vollkräfte weicht von der Definition der Vollzeitäquivalente 
im Sinne der Strategischen Neuausrichtung des Haushaltswesens (SNH) ab. Dort werden bei-
spielsweise auch Auszubildende, sowie Lohnarten für Mehrarbeit herangezogen.4 Um Verwechslun-
gen zu vermeiden, wird der Begriff Vollkräfte für das Personalberichtswesen und das Controlling der 
Einsparverpflichtungen beibehalten. 
 
Als Grundlage für die Zuordnung von Laufbahngruppen wird die Laufbahngruppenunterscheidung 
aus dem Beamtenrecht gewählt. Um vergleichbare Auswertungen nach Laufbahngruppen für alle 
Beschäftigten durchführen zu können, werden die nicht verbeamteten Beschäftigten ebenfalls der 
jeweils entsprechenden Laufbahngruppe der Beamtinnen und Beamten zugeordnet, obwohl es im 
Arbeitnehmerbereich keine Laufbahngruppen gibt. Dabei dient bei Tarifbeschäftigten die Entgelt-
gruppe als Zuordnungsmerkmal (vgl. Abschnitt C.2.5). Dieses gilt auch für die folgenden Auswertun-
gen und Tabellen, in denen lediglich nach Laufbahngruppen unterschieden wird. 
 
Bei einer Addition der einzelnen Werte kann es in Abhängigkeit von der Anzahl der wiedergegebe-
nen Nachkommastellen wegen möglicher Rundungsdifferenzen zu einer Summe ungleich des ange-
zeigten Gesamtergebnisses kommen. Dies muss bei der Darstellung von Anteilswerten, Quoten 
oder anderen Zahlen mit Nachkommastellen wie z.B. Ergebnissen der Vollkraftberechnung in den 
nachfolgenden Textabschnitten, Tabellen und Grafiken berücksichtigt werden. 
 

                                                 
4 s. Kennzahl B-06 Vollkräfteberechnung im Kennzahlenbuch. 
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C Personalstatistische Auswertungen 

 

C.1 Personalübersichten 

Der Abschnitt mit den Personalübersichten wurde in diesem Bericht neu gestaltet. Die in den ver-
gangenen Personalstrukturberichten getrennten Personalübersichten „zentrale personalwirtschaftli-
che Kennzahlen im Vorjahresvergleich“ und „Personalübersicht der hamburgischen Verwaltung“ 
wurden zusammengefasst und inhaltlich überarbeitet. Zudem wurde die Zeitreihe auf drei Jahre er-
weitert. Ziel war es, die Lesbarkeit zu erhöhen und einen längeren Vergleichszeitraum im Blick zu 
haben. 
 
Weiter geht es darum, wichtige Kennzahlen auf einen Blick den Detailanalysen voranzustellen. Neu 
aufgenommen wurden in die Tabelle ein Abschnitt über die Personalplanungsgruppen und ein Ab-
schnitt über die Personalkosten. Auch die zweite Tabelle „ausgewählte gleichstellungsrelevante 
Kennzahlen in der hamburgischen Verwaltung im Vorjahresvergleich“ ist erhalten geblieben. Diese 
Tabelle soll jährlich Ergebnisse der Gleichstellungsarbeit dokumentieren. U.a. ist daraus zu entneh-
men, dass die Teilzeitquote bezogen auf den statistischen Personalbestand 32,9 % betrug (Vorjahr: 
32,5%). Wie im Vorjahr sind 81,2% aller Teilzeitbeschäftigten weiblich. Eine detaillierte Analyse er-
folgt im Erfahrungsbericht nach dem Gleichstellungsgesetz.  
 
Nachfolgend wird auf wesentliche Ergebnisse der Tabelle C.1-1 „Zentrale Personalwirtschaftliche 
Kennzahlen“ eingegangen: 
 
Wichtige Kennzahlen auf einen Blick: 
 

• Alle Beschäftigungsverhältnisse: Neu ist, dass die Entwicklung der Summe aller Beschäf-
tigungsverhältnisse differenziert für alle darin enthaltenen Beschäftigtengruppen ausgewie-
sen wird. Im Vergleich zum Vorjahr erhöhte sich die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse 
insgesamt um 103 auf 79.274 (Vorjahr: 79.171; +0,1 %).  

• Befristete Beschäftigung: Wie die Zeitreihe zeigt, unterliegt die Zahl der befristeten Be-
schäftigungsverhältnisse Schwankungen. Während sich die Zahl im Dezember 2013 gegen-
über dem Dezember 2012 um 277 reduziert hatte, ist ihre Zahl im Dezember 2014 wieder 
um 100 Beschäftigungsverhältnisse auf 3.896 gestiegen.  

• Auszubildende, Anwärterinnen/Anwärter und Referendarinnen/Referendare: Dem Per-
sonaltableau ist zu entnehmen, dass sich die Zahl der Beschäftigten in Ausbildungsverhält-
nissen um 184 auf 3.343 erhöht hat (Bestandszahl Dezember 2014; Vorjahr: 3.159). Eine 
differenzierte Darstellung nach verschiedenen Ausbildungsbereichen findet sich im Kapitel 
C.2.1.4.  

• Statistischer Personalbestand: Der statistische Personalbestand (er umfasst alle befristet 
und unbefristet Beschäftigten mit monatlichen Bezügen) ist die Beschäftigtengruppe, auf die 
sich die meisten Auswertungen im Personalstrukturbericht beziehen. Im Dezember 2014 
zählten 67.933 Beschäftigungsverhältnisse zum statistischen Personalbestand (Vorjahr: 
68.032). Damit reduzierte sich der statistische Personalbestand im Vorjahresvergleich um 99 
Beschäftigungsverhältnisse. Die Zahl der Vollkräfte (VK) verringerte sich um 120 bzw. 
0,2 % auf 59.330,2 Vollzeitbeschäftigungsverhältnisse.  

• Statusgruppen: Die Betrachtung der Zeitreihe zeigt, dass im Vergleich zwischen 2013 und 
2012 die Zahl der Beamtinnen und Beamten um 71 angewachsen ist, und sich dann in 2014 
um 195 reduzierte. Die Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern verringerte sich 
im Vergleich 2012 mit 2013 um 358 Beschäftigungsverhältnisse und wuchs in 2014 um 96 
Beschäftigungsverhältnisse an.   
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• Altersstruktur: Die Verteilung der Beschäftigten nach Altersgruppen zeigt, dass 70,9 % der 
Beschäftigten 40 Jahre und älter sind. Das Durchschnittsalter beträgt wie auch im Vorjahr 
46,2 Jahre. 

• Fluktuationsraten: Im Berichtsjahr 2014 ist die Gesamtfluktuationsrate gegenüber dem Vor-
jahr um 0,5 Prozentpunkte auf 11,5 % gestiegen. Die Grundfluktuationsrate betrug 8,3 %, 
die Zusatzfluktuationsrate 3,2 %. Die Analyse der Fluktuationsgründe zeigt, dass es einen 
geringen Anstieg bei den Altersabgängen und dem Grund „Zeit- und Vertragsablauf“ gege-
ben hat5. Bei der Zusatzfluktuation gab es mehr Fälle mit dem Grund „Elternzeit“. 

• Fehlzeitenquoten: Die Quote der bezahlten krankheitsbedingten Fehlzeiten (ohne Lehrkräf-
te an staatlichen allgemeinbildenden sowie an staatlichen beruflichen Schulen und ohne 
Hochschullehrkräfte) verringerte sich im Berichtsjahr 2014 um 0,2 Prozentpunkte auf 7,7 %. 
Die Fehlzeitenquoten für die Lehrkräfte an staatlichen allgemeinbildenden sowie an staatli-
chen beruflichen Schulen werden in einem gesonderten Verfahren mit Bezug auf das Schul-
jahr ermittelt. Die krankheitsbedingte Fehlzeitenquote der Lehrkräfte an staatlichen Schulen 
betrug im Schuljahr 2013/2014 5,5 % gegenüber 5,9 % im Schuljahr 2012/2013. 

• Personalkosten: Die Personalausgaben insgesamt betrugen im Jahr 2014 4.785,8 Mio. 
Euro (Vorjahr: 4.666,7 Mio. Euro). Die Bezüge für aktiv Beschäftigte hatten daran einen An-
teil von 67,7 % (Vorjahr: 68,2 %), die Versorgungsausgaben machten 26 % aus (Vorjahr: 
25,5 %). 

• Schwerbehinderte: Im Jahresdurchschnitt 2014 betrug die Schwerbehindertenbeschäfti-
gungsquote 6,9 %. (Vorjahr: 6,8 %). 
 

Hinweis: Eine nähere Analyse der Entwicklungen in den Personalplanungsgruppen findet sich 
im Personalmanagementbericht. 

 

                                                 
5  Dazu beigetragen hat auch der  Anstieg der Grundfluktuationsrate beim Abgangsgrund „Zeit- und Vertragsablauf“ des Vollstreckungs-

personals. Dieser ist auf eine Korrekturbuchung im Abrechnungsverfahren zur Verbuchung von Nachzahlungen zurückzuführen.  
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Tabelle C.1-1: Zentrale Personalwirtschaftliche Kennzahlen6 

  

                                                 
6 Bei der Planungsgruppe „Geschäftsstellenpersonal Gerichte“ handelt es sich um keinen realen Zuwachs des statistischen Personalbe-

standes von 79. Umbuchungen anlässlich geänderter Schlüssel für die „Ausgeübte Tätigkeit“ haben zu einer Verschiebung innerhalb 
des Personalbestandes geführt. 
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Tabelle C.1-2: Ausgewählte gleichstellungsrelevante Kennzahlen 
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C.2 Personalbestandsstatistik 

C.2.1 Personalbestand nach Beschäftigtenaggregaten 

Für die Erhebung der Personalbestandszahlen der hamburgischen Verwaltung wurden verschiede-
ne Kennzahlen definiert, die je nach Auswertungsinteresse herangezogen werden können. Die so-
genannten Beschäftigtenaggregate bauen hierarchisch aufeinander auf7: 
 

• Statistischer Personalbestand 
• Budgetrelevanter Personalbestand 
• Summe aller Beschäftigungsverhältnisse. 

 
Die Auswertungen im Personalstrukturbericht basieren größtenteils auf dem statistischen Personal-
bestand. 

C.2.1.1 Summe aller Beschäftigungsverhältnisse 

Die Summe aller Beschäftigungsverhältnisse ist das umfassendste Beschäftigungsaggregat im 
hamburgischen zentralen Personalberichtswesen. Darin sind folgende Beschäftigtengruppen enthal-
ten: 
 

• Unbefristet Beschäftigte mit monatlichen Bezügen 
• Befristet Beschäftigte mit monatlichen Bezügen 
• Auszubildende 
• Geringfügig Beschäftigte 
• Sonstige budgetrelevante Beschäftigte 
• Beschäftigte ohne Krankenbezüge 
• Ohne monatliche Bezüge beurlaubte Beschäftigte 
• Sonstige Beschäftigungsverhältnisse ohne Zahlung zum Stichtag 

 

                                                 
7  Die Zusammensetzung der einzelnen Beschäftigtenaggregate und die hierarchische Struktur dieser Systematik ist dem Personaltableau 

der hamburgischen Verwaltung im Kennzahlenbuch (vgl. Kennzahl A-01) zu entnehmen. 
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Einen Überblick über die Zahl der Beschäftigungsverhältnisse in den einzelnen Beschäftigtengrup-
pen differenziert nach den verschiedenen Organisationsbereichen  im Dezember 2014 gibt das Per-
sonaltableau (vgl. Kennzahl A-01): 
 

 
Tabelle C.2-1: Personaltableau der hamburgischen Verwaltung 

 

Im Dezember 2014 umfasste das Beschäftigungsaggregat „Summe aller Beschäftigungsverhältnis-
se“ 79.274 Beschäftigungsverhältnisse (Vorjahr: 79.171; +103).8 
 
 

                                                 
8  Der Landesbetrieb Philharmonisches Staatsorchester ist im Personalbestand nicht enthalten, da die Personaldaten dieses Landesbe-

triebes nicht im zentralen PAISY-Datenbestand gespeichert sind. Im Philharmonischen Staatsorchester waren am 31.12.2014 153 Per-
sonen beschäftigt (Vorjahr: 155). Im Einzelnen waren das 89 Männer (Vorjahr: 97) und 64 Frauen (Vorjahr: 58). Davon waren 11 Or-
chesterpraktikanten (5 männliche und 6 weibliche) (Vorjahr: 11, davon 7 Männer und 4 Frauen). 
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sonen beschäftigt (Vorjahr: 155). Im Einzelnen waren das 89 Männer (Vorjahr: 97) und 64 Frauen (Vorjahr: 58). Davon waren 11 Or-
chesterpraktikanten (5 männliche und 6 weibliche) (Vorjahr: 11, davon 7 Männer und 4 Frauen). 
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C.2.1.2 Budgetrelevanter Personalbestand 

Der budgetrelevante Personalbestand ist eine Zusammenfassung aller Beschäftigtengruppen, die im 
Berichtszeitraum Bezüge erhalten haben. Zum budgetrelevanten Personalbestand wurden im De-
zember 2014 74.974 Beschäftigungsverhältnisse gezählt (Vorjahr: 74.820; +154). 
 
Im Einzelnen hatten die Beschäftigtengruppen folgenden Umfang: 
 

• Befristet und unbefristet Beschäftigte (Statistischer Personalbestand): 67.933 (Vorjahr: 
68.032) 

• Auszubildende, Anwärterinnen und Anwärter, Referendarinnen und Referendare, Praktikan-
tinnen und Praktikanten mit Ausbildungsvergütung: 3.343 (Vorjahr: 3.159) 

• Geringfügig Beschäftigte: 3.102 (Vorjahr: 3.039) 
• Sonstige budgetrelevante Beschäftigte: 596 (Vorjahr: 590) 

 
Daraus ergaben sich folgende Veränderungen gegenüber dem Vorjahr: 

 
• Statistischer Personalbestand: -99 Beschäftigungsverhältnisse 
• Ausbildungsverhältnisse: +184 Beschäftigungsverhältnisse 
• Geringfügig Beschäftigte: +63 Beschäftigungsverhältnisse 
• Sonstige budgetrelevante Beschäftigungsverhältnisse: +6 Beschäftigungsverhältnisse. 

 
Der umfassendste Zuwachs fand im Bereich der Ausbildungsverhältnisse statt. 
 
Zur Ermittlung des zur Verfügung stehenden, bezahlten Beschäftigungsvolumens (ohne Überstun-
den und Mehrarbeit, vgl. Kennzahl B-06) wird der budgetrelevante Personalbestand in Vollkräften 
ausgewiesen. Die 74.974 Beschäftigungsverhältnisse entsprachen 62.690,1 Vollkräften (Vorjahr: 
62.574,6). Damit erhöhte sich die Zahl der Vollkräfte gegenüber dem Dezember 2013 um 115,5.  
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C.2.1.3 Statistischer Personalbestand 

Der statistische Personalbestand, bestehend aus den Beschäftigtengruppen unbefristet Beschäftigte 
mit monatlichen Bezügen und befristet Beschäftigte mit monatlichen Bezügen, liegt den meisten 
Auswertungen im Personalberichtswesen der Freien und Hansestadt Hamburg zugrunde. Sofern 
sich die Berichte auf eine andere Grundgesamtheit beziehen, wird im Text jeweils besonders darauf 
hingewiesen. Der statistische Personalbestand umfasst 85,7 % der Beschäftigungsverhältnisse des 
Aggregats Summe aller Beschäftigungsverhältnisse. 
 

 
Tabelle C.2-2: Entwicklung des statistischen Personalbestands nach organisatorischer Rechtsform 

 

Im Dezember 2014 wurden 67.933 Beschäftigungsverhältnisse zum statistischen Personalbestand 
gezählt (Vorjahr: 68.032; -99 bzw. -0,1 %). 
 
Das in Vollkräfte umgerechnete Beschäftigungsvolumen betrug 59.330,2 Vollkräfte (Vorjahr 
59.450,0). Gegenüber dem Vorjahr reduzierte sich das Beschäftigungsvolumen um 119,8 Vollkräfte. 
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Die nachfolgende Grafik veranschaulicht die Entwicklung des statistischen Personalbestands in 
Vollkräften in den vergangenen zehn Jahren: 
 

 
Abbildung C.2-1: Entwicklung des statistischen Personalbestands in Vollkräften 

 
Verteilung der Beschäftigungsverhältnisse nach Organisationsbereichen: 
 

• Einzelpläne: 78,2 % (Vorjahr: 79,2 %) 
• Einrichtungen nach § 15 LHO: 10,6 % (Vorjahr: 10,3 %) 
• Landesbetriebe nach § 26 LHO: 11,2 % (Vorjahr: 10,5 %). 

 
Die Verteilung nach Geschlechtern ergab folgendes Bild: 
 

• 30.920 Männer = 45,5 % (Vorjahr: 31.247 bzw. 45,9 %) 
• 37.013 Frauen  = 54,5 % (Vorjahr: 36.785 bzw. 54,1 %). 

 
Der Anteil der Frauen am statistischen Personalbestand hat sich gegenüber dem Dezember 2013 
um 0,4 Prozentpunkte erhöht. 
 
Die Beschäftigtengruppen der unbefristet bzw. der befristet Beschäftigten bildeten mit folgenden 
Anteilen den statistischen Personalbestand: 
 

• Unbefristet Beschäftigte: 64.037 = 94,3 % (Vorjahr: 94,4 %) 
• Befristet Beschäftigte: 3.896 = 5,7 % (Vorjahr: 5,6 %). 
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Wesentliche Veränderungen in der Beschäftigung von befristet Beschäftigten ergaben sich  in den 
nachfolgend genannten Behörden: 
 

• Universität Hamburg: 1.497 (Vorjahr: 1.415; +82) 
• Behörde für Schule und Berufsbildung: 1.152 (Vorjahr: 1.291; -139) 

o Darunter: Lehrkräfte an staatlichen allgemeinbildenden Schulen: 867 (Vorjahr: 
966; -99)9 

• Technische Universität Hamburg-Harburg: 325 (Vorjahr: 305; +20) 
• Behörde für Inneres und Sport: 128 (Vorjahr: 71; +57) 

o Darunter: Feuerwehrtechnischer Dienst: 102 (Vorjahr: 53; +49) 
• Hamburger Institut für berufliche Bildung: 100 (Vorjahr: 139; -39)10 
• Landesbetrieb Erziehung und Beratung: 88 (Vorjahr: 47; +41) 
• Landesbetrieb Verkehr: 31 (Vorjahr: 1;+30) 

 
 
 

                                                 
9  Die befristeten Beschäftigungsverhältnisse der BSB bestehen ganz überwiegend in kurzfristigen Lehraufträgen, die von den Schulen zur 

Vermeidung von Unterrichtsausfällen vergeben werden. Gemäß dem Konzept der selbstverantworteten Schule nutzen die Leitungen 
diese Möglichkeit, um flexibel auf temporäre Unterrichtsbedarfe zu reagieren. 

10 Siehe vorherige Fußnote. 
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Die Verteilung des statistischen Personalbestands in Vollkräften auf die Einzelpläne, die Einrichtun-
gen nach § 15 LHO und die Landesbetriebe nach § 26 LHO im Berichtsjahr und zum Vergleich im 
Vorjahr ist den beiden nachfolgenden Tabellen zu entnehmen (siehe zu organisatorischen Verände-
rungen den entsprechenden Absatz in Teil B, Methodische Anmerkungen.) 
 

 
Tabelle C.2-3: Summe statistischer Personalbestand in den Einzelplänen 
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Tabelle C.2-4: Summe statistischer Personalbestand nach Einrichtungen bzw. Landesbetrieben 
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Tabelle C.2-4: Summe statistischer Personalbestand nach Einrichtungen bzw. Landesbetrieben 
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C.2.1.4 Auszubildende 

Die Kennzahl der Auszubildenden im hamburgischen Personalberichtswesen ist sehr weit gefasst, 
um die sehr vielfältige Ausbildungsleistung, die durch die Freie und Hansestadt Hamburg erbracht 
wird, zu dokumentieren. Daher werden folgende Beschäftigtengruppen zu den Auszubildenden ge-
zählt: 
 

• Auszubildende, 
• Anwärterinnen und Anwärter, 
• Referendarinnen und Referendare, 
• Praktikantinnen und Praktikanten mit Ausbildungsvergütung. 

 
Im Einzelnen werden Beschäftigte in den Ausbildungsgängen nach dem Berufsbildungsgesetz, in 
den klassischen Beamtenausbildungsgängen und Ausbildungen der Laufbahngruppe 2, 2. Einstieg-
samt (ehem. höherer Dienst) sowie in bezahlten Praktika dazu gerechnet. 
 
Die Gruppe der Auszubildenden ist Bestandteil des budgetrelevanten Personalbestandes. 
 
Auf dieser Grundlage wurden im Dezember 2014 3.343 Beschäftigte in Ausbildungsverhältnissen 
gezählt (Vorjahr: 3.159). Methodisch ist dabei zu beachten, dass alle Beschäftigten in Ausbildungs-
verhältnissen erfasst werden, die in diesem Monat als Auszubildende gekennzeichnet waren, und 
zwar unabhängig davon, in welchem Ausbildungsjahr sie sich befinden (Bestandszahlen). 
 
Von den o.g. Auszubildenden waren 1.527 = 45,7 % Männer (Vorjahr: 1.431) und 1.816 = 54,3 % 
Frauen (Vorjahr: 1.728). 
 
Um eine bessere Vergleichbarkeit mit anderen Ausbildungsbegriffen und -definitionen zu gewährleis-
ten, wird nachfolgend die Zahl der Auszubildenden im Sinne des Personalberichts differenziert nach 
verschiedenen Ausbildungsbereichen dargestellt. Weiterhin wird für jeden Ausbildungsbereich eine 
gesonderte Ausbildungsquote berechnet. (bezogen auf die Zahl der Beschäftigten des budgetrele-
vanten Personalbestands). Dazu wird für die Funktionsebenen der Laufbahngruppe 1 ab 2. Ein-
stiegsamt (L1 E2) und der Laufbahngruppe 2 ab 1. Einstiegsamt (L2 E1)11 der Anteil der Auszubil-
denden in den Beamtenausbildungen und vergleichbaren Ausbildungen nach dem Berufsbildungs-
gesetz an der Grundgesamtheit des jeweils gegenüber gestellten budgetrelevanten Personalbe-
standes dargestellt. Eine Ausnahme hiervon bilden die Rechts- und Lehramtsreferendariate sowie 
die sonstigen Ausbildungsbereiche. Für diesen Personenkreis erbringt die FHH eine gesetzlich vor-
geschriebene Ausbildungsleistung (Erlangung des zweiten Staatsexamens oder vorgeschriebene 
Praktika während des Studiums). Nicht alle dieser Auszubildenden münden nach Ende der Ausbil-
dung in ein Beschäftigungsverhältnis bei der Freien und Hansestadt Hamburg. Insofern wird für die-
se Bereiche in der folgenden Tabelle auch keine Ausbildungsquote ermittelt.12  

 

                                                 
11  L1 E2 entspricht dem ehemaligen mittleren und L2 E1 dem ehemaligen gehobenen Dienst. 
  Vgl. Rundschreiben vom Personalamt vom 15.07.2010 zur Neuordnung des Hamburgischen Laufbahnrechts, S. 5. 
12 Die Ermittlung der Ausbildungsquoten ist dem Kennzahlenbuch (vgl. Kennzahl B-13) zu entnehmen. 
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Tabelle C.2-5: Auszubildende nach Ausbildungsbereichen 

 
Das Zentrum für Aus- und Fortbildung ist zuständig für alle Ausbildungsgänge im allgemeinen Ver-
waltungsdienst (Beamtenausbildungen in der Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt bzw. Laufbahn-
gruppe 2, 1. Einstiegsamt). Nachfolgend werden die Neueinstellungen eines Kalenderjahres in die 
Ausbildungen und Studiengänge der Laufbahnen und Fachrichtungen, die Ausbildungen nach dem 
Berufsbildungsgesetz und die akademischen Nachwuchsprogramme (Traineeprogramme, Referen-
dariate, Vorbereitungsdienste), die von der hamburgischen Verwaltung für den eigenen Beschäfti-
gungsbedarf realisiert werden, dargestellt. 
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Tabelle C.2-5: Auszubildende nach Ausbildungsbereichen 

 
Das Zentrum für Aus- und Fortbildung ist zuständig für alle Ausbildungsgänge im allgemeinen Ver-
waltungsdienst (Beamtenausbildungen in der Laufbahngruppe 1, 2. Einstiegsamt bzw. Laufbahn-
gruppe 2, 1. Einstiegsamt). Nachfolgend werden die Neueinstellungen eines Kalenderjahres in die 
Ausbildungen und Studiengänge der Laufbahnen und Fachrichtungen, die Ausbildungen nach dem 
Berufsbildungsgesetz und die akademischen Nachwuchsprogramme (Traineeprogramme, Referen-
dariate, Vorbereitungsdienste), die von der hamburgischen Verwaltung für den eigenen Beschäfti-
gungsbedarf realisiert werden, dargestellt. 
 



18

Personalstrukturbericht 2015
Personalbericht 2015 Band 1: Personalstrukturbericht 

18 

Die nachfolgende Übersicht gibt einen Überblick zu den Neueinstellungen in 2014 in einem Ver-
gleich zu 201313: 
 

 
Tabelle C.2-6: Neueinstellungen in Ausbildungen, Studiengänge und akademische Nachwuchsprogramme der hamburgischen 

Verwaltung 

 
 
Informationen zum Einstellungsanteil junger Menschen mit Migrationshintergrund finden sich im Per-
sonalmanagementbericht.  
 

                                                 
13 Die Zahlen basieren auf den Daten, die das Zentrum für Aus- und Fortbildung jährlich erhebt.   
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C.2.5 Personalkosten und Bezahlungsstruktur 

C.2.5.1 Personalkosten 

Wie dem vorläufigen kameralen Abschluss des Haushaltsjahres 2014 zu entnehmen ist, betrug der 
Anteil der Personalausgaben am Hamburger Haushalt rund ein Drittel der bereinigten Gesamtaus-
gaben14. Konkret wurden im Jahr 2014 32,5 %15 (Vorjahr: 32,4 %) für Personalausgaben der Haupt-
gruppe 4 des kameralen Haushaltsplans aufgewendet. Hinzu kommen noch Ausgaben für das Per-
sonal der Einrichtungen nach § 15 LHO und der Landesbetriebe nach § 26 LHO (Veranschlagung in 
Wirtschaftsplänen). 
 
Im Folgenden werden die Personalausgaben sowie die Ausgaben für die Einrichtungen nach § 15 
LHO und die Landesbetriebe nach § 26 LHO auf Basis der tatsächlich geleisteten Personalzah-
lungen betrachtet. Die auf dieser Basis ermittelten Personalausgaben für alle Beschäftigten der 
hamburgischen Verwaltung betrugen 2014 4.785,87 Mio. Euro (2013: 4.666,73 Mio. Euro; 
+2,55 %)16  
 

                                                 
14 Gesamtausgaben abzüglich Zahlungen an den Länderfinanzausgleich, Zuführungen an Rücklagen, haushaltstechnische Verrechnun-

gen, Deckung von Fehlbeträgen aus den Vorjahren und Schuldentilgung am Kreditmarkt. 
15 Diese Zahlen gelten zunächst vorläufig. Sie werden erst nach erfolgter Regierungsneubildung im neuen Senat beschlossen und an die 

Bürgerschaft überwiesen. Bislang gibt es nur einen vorläufigen kameralen Abschluss zum Haushaltsplan 2014. 
16 Inkl. der Ausgaben für Beihilfe und Heilfürsorge. 
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Diese Personalausgaben verteilten sich wie folgt: 
  
• 3.238,58 Mio. Euro - Bezüge für aktiv Beschäftigte17  (2013: 3.180,44 Mio. Euro; +1,83 %)  
• 1.243,57 Mio. Euro - Ausgaben für die Versorgung der Beamtinnen und Beamten (Beamten-

versorgung) sowie der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer (Zusatzversorgung) (2013: 
1.190,47 Mio. Euro; +4,46 %) 

• 269,93 Mio. Euro - Ausgaben für Beihilfen und Unterstützungen (z.B. Heilfürsorge und Heil-
behandlung nach Dienstunfällen) (2013: 264,46 Mio. Euro; +2,07 %) 

• 17,47 Mio. Euro - Aufwendungen für Abgeordnete und ehrenamtliche Tätigkeiten (2013: 
15,15 Mio. Euro; +15,34 %)18 

• 16,32 Mio. Euro - Sonstige personenbezogene Ausgaben (z.B. Erstattungen an Rentenver-
sicherungsträger im Rahmen von Ehescheidungen (Versorgungsausgleich), Trennungsgeld, 
betriebliches Vorschlagswesen) (2013: 16,21 Mio. Euro; +0,68 %). 

 
 

 
Abbildung C.2-2: Personalausgaben der hamburgischen Verwaltung 

                                                 
17 Als „aktiv Beschäftigte“ werden alle Beschäftigten bezeichnet, die noch nicht Versorgungs- oder Ruhegeldempfänger sind. 
18 Der Ausgabenanstieg im Jahr 2014 resultiert aus der Vergütung ehrenamtlicher Wahlhelferinnen und –helfer für die Europa- und Be-

zirksversammlungswahlen. 
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C.2.5.1.1 Entwicklung von Vollkräften und Personalausgaben  

In der nachfolgenden Zeitreihengrafik wird aufgezeigt, wie sich seit dem Jahr 2006 zum einen der 
budgetrelevante Personalbestand in Vollkräften und zum anderen die Summe der Bezüge aller aktiv 
Beschäftigten entwickelt haben. 
 

 
Abbildung C.2-3: Entwicklung von Vollkräften und Bezügen 

 
Wie die grafische Darstellung zeigt, sind die Jahressummen der Bezüge bzw. Vergütungen seit 2006 
kontinuierlich angestiegen. Die Entwicklung der Vollkraftzahlen nimmt seit 2012 einen anderen Ver-
lauf: Der budgetrelevante Personalbestand in Vollkräften ist im Jahresvergleich 2012 und 2013 (je-
weils Dezember) um 530 Vollkräfte zurückgegangen. Der Vergleich Dezember 2013 mit Dezember 
2014 zeigt dagegen einen Zuwachs um 115 Vollkräfte. Während sich der statistische Personalbe-
stand in Vollkräften reduzierte, gab es einen Zuwachs bei den Ausbildungsverhältnissen und bei den 
geringfügig Beschäftigten. 
 
Der nachfolgenden Tabelle ist zu entnehmen, zu welchen Ergebnissen man kommt, wenn man die 
beiden oben dargestellten Größen zueinander ins Verhältnis setzt: 
 

 
Tabelle C.2-7: Entwicklung von Vollkräften und Höhe der Bezüge 
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Die Summe der Bezüge aller aktiv Beschäftigten19 ist im Zeitraum seit 2006 mit variierenden jährli-
chen Steigerungsraten (zwischen 0,45 % und 4,47 %) um 22,4 % bzw. 593 Mio. Euro angestiegen. 
Im Vergleich der Jahre 2013 und 2014 betrug die Steigerungsrate 1,83 %. Den beschriebenen Ent-
wicklungen lagen sowohl Preis-, Mengen- wie auch Struktureffekte zugrunde. Die durchschnittlichen 
Bezüge einer Vollkraft sind während des betrachteten Zeitraums kontinuierlich gestiegen. 2014 wur-
den als durchschnittliche Bezüge einer Vollkraft 51.660 Euro (Vorjahr: 50.826) errechnet. Für den 
Anstieg der durchschnittlichen Bezüge einer Vollkraft sind Struktureffekte (u.a. veränderte Zusam-
mensetzung des Personalbestandes) und Tariferhöhungen maßgeblich.  

C.2.5.1.2 Beihilfe und Heilfürsorge 

 
Im Folgenden werden die Ausgaben für Beihilfen und Heilfürsorge betrachtet. Die Angaben zur Heil-
fürsorge beinhalten auch sonstige Fürsorgeleistungen20. 
 
Beihilfe ist von der Freien und Hansestadt Hamburg zum einen für aktiv beschäftigte Beamtinnen 
und Beamte (im Folgenden Aktive) in den Einzelplänen sowie in den Einrichtungen nach § 15 LHO 
und den Landesbetrieben nach § 26 LHO, zum anderen für Versorgungsempfängerinnen und -
empfänger (im Folgenden Passive) der hamburgischen Verwaltung zu gewähren.21 Polizeivollzugs-
beamtinnen und -beamte sowie Beamtinnen und Beamte des feuerwehrtechnischen Dienstes haben 
Anspruch auf Heilfürsorgeleistungen nach § 112 HmbBG, sofern sie sich nicht für einen Beihilfean-
spruch entscheiden. Ihre Kostenbeteiligung bei Heilfürsorge beträgt 1,4 % des Grundgehalts. 
 

                                                 
19 Nettobetrachtung, d.h. ohne Berücksichtigung von kalkulatorischen Zuschlägen. 
20 Zu den sonstigen Fürsorgeleistungen zählen z.B. Ausgaben für Unfallfürsorge und Ausgaben für Arbeitssicherheitsmaßnahmen. 
21 Einen eingeschränkten Beihilfeanspruch haben auch gesetzlich versicherte Tarifbeschäftigte, die vor dem 1. April 1999 eingestellt 

wurden. Die Beihilfeausgaben für diesen Personenkreis sind in den Daten enthalten. 
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Die Ausgaben für Beihilfen und Heilfürsorge beliefen sich im Jahr 2014 auf rund 270 Mio. Euro. Sie 
erhöhten sich in 2014 gegenüber 2013 um 2,1 % (5,5 Mio. Euro). Der folgenden Abbildung ist die 
Aufteilung auf die einzelnen Empfängergruppen zu entnehmen: 
 

 
Abbildung C.2-4: Ausgaben der hamburgischen Verwaltung für Beihilfe und Heilfürsorge 

 
Im Vergleich mit dem Vorjahr sind in 2014 die Ausgaben für Beihilfen für die Passiven um 5,2 Mio. 
Euro und für die Aktiven um 2,2 Mio. Euro gestiegen. Der Anstieg lag bei den Passiven damit bei 
3,3 % und bei den Aktiven bei 2,7 %. Die Heilfürsorgeausgaben sind in 2014 abermals gesunken. 
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Seit 2006 sind die Ausgaben für Beihilfe für die Passiven um durchschnittlich 6,1 % im Jahr, für die 
Aktiven um durchschnittlich 2,7 % im Jahr sowie bei der Heilfürsorge um durchschnittlich 3,4 % im 
Jahr gestiegen. 
 
Die beiden nachfolgenden Grafiken zeigen die Entwicklung der jeweils fünf größten Aufwandsarten 
bei den Aktiven und Passiven seit 2011. Diese Aufwandsarten machen in 2014 wieder mehr als 80% 
aller Gesamtaufwendungen der Beihilfeausgaben aus. 
 
In der unteren Abbildung wird deutlich, dass sich bei den Aktiven im Bereich „Krankenhaus stationär“ 
die Anzahl der eingereichten Belege sowie die durchschnittlichen Erstattungen pro Beleg reduziert 
haben. In allen anderen Bereichen ist die Anzahl der eingereichten Belege gestiegen. Dennoch re-
duzierten sich – außer im Bereich der Heilmittel – die durchschnittlichen Erstattungen pro Beleg. Im 
Bereich „Heilmittel“ fand in 2014 ein erneuter deutlicher Kostenanstieg statt, der jedoch in Form von 
Rabatten gedämpft werden konnte: In 2014 wurden der FHH durch das Gesetz zur Neuordnung des 
Arzneimittelmarktes (AMNOG) ca. 2 Mio. Euro in Form von Rabatten erstattet. 
 

 
Abbildung C.2-5: Ausgaben für Beihilfen an aktiv Beschäftigte 

 

 
Tabelle C.2-8: Anzahl der bearbeiteten Belege für aktiv Beschäftigte im Jahresvergleich 

Auch bei den Passiven haben sich die Anzahl der eingereichten Belege sowie die durchschnittlichen 
Erstattungen pro Beleg im Bereich „Krankenhaus stationär“ reduziert. In allen anderen Bereichen 
steigt zwar die Anzahl der Belege, jedoch reduzieren sich die durchschnittlichen Erstattungen pro 
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Beleg. Eine Ausnahme bildet der Bereich „Stationäre Pflege“: Die Anzahl der Belege bleibt nahezu 
konstant. Im Gegensatz dazu steigen die durchschnittlichen Erstattungen pro Beleg erkennbar an. 
 

 
Abbildung C.2-6: Ausgaben für Beihilfen an Versorgungsempfängerinnen und -empfänger 

 

 
Tabelle C.2-9: Anzahl der bearbeiteten Belege für Versorgungsempfängerinnen und -empfänger im Jahresvergleich 
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C.2.5.1.3 Personalausgaben nach Kostenarten 

 
Die Differenzierung der Personalausgaben nach Kostenartengruppen ist Bestandteil einer Kosten-
rechnung. Dabei wird darauf abgestellt, wofür die Kosten angefallen sind. Die in der Systematik des 
Budgetcontrollings des Hamburger Haushalts definierten Kostenarten22 wurden für die nachfolgende 
Übersicht hinsichtlich ihrer Bedeutung (Gleichartigkeit) und zur besseren Übersichtlichkeit zu neun 
Kostenartengruppen aggregiert: 
 

• Grundbezüge 
• Arbeitgeberanteile Sozialversicherung 
• Beihilfen, Unterstützungen 
• Familienbezogene Bezügebestandteile 
• Sonderzuwendung bzw. Jahressonderzahlung 
• Ausbildung 
• Sonstige Kostenarten: 

o Sonstige Kosten (z.B. Einmalzahlungen, Abfindungen, vermögenswirksame 
  Leistungen) 
o unständige Zulagen 
o Überstunden-/Mehrarbeitsvergütung 
o Zeit- und sonstige Zuschläge 
o Bereitschaftsstundenvergütung 
o Rufbereitschaftsvergütung 
o Aufwandsentschädigung 
o Entgelte sonstige Beschäftigte (stundenweise Beschäftigte, die nicht unter das 
  Tarifrecht fallen) und nebenberufliche Tätigkeit 

• Ständige Zulagen 
• Soziale Kosten (z.B. Besitzstandswahrung, Aufstockungsbetrag Altersteilzeit, Kranken- 
  geldzuschuss). 

 
  

                                                 
22 Vgl. Kennzahl B-05 
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22 Vgl. Kennzahl B-05 
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Die nachfolgende Grafik veranschaulicht, welchen Anteil die einzelnen Kostenartengruppen an der 
Summe der Personalausgaben haben: 
 

 
Abbildung C.2-7: Differenzierung der Personalausgaben nach Kostenartengruppen im Jahr 2014 

 
Gegenüber dem Vorjahr hat sich der Anteil der Grundbezüge um 0,44 Prozentpunkte erhöht, dem-
gegenüber hat sich der Anteil der sonstigen Kostenarten um 0,47 Prozentpunkte verringert.    
 

C.2.5.1.4 Familienbezogene Bezügebestandteile und Kindergeld 

 
Im Jahr 2014 wurden insgesamt 77,9 Mio. Euro Kindergeldzahlungen an aktiv Beschäftigte in den 
Einzelplänen, den Einrichtungen nach § 15 LHO und den Landesbetrieben nach § 26 LHO geleistet. 
Da Kindergeld eine Leistung des Bundes ist, werden diese Zahlungen direkt mit der Steuerlast 
(Lohnsteuer) der Stadt Hamburg verrechnet. 
 
Weiterhin wurden familienbezogene Bezügebestandteile für Beamtinnen und Beamte als Kinder-
Familienzuschlag und für Tarifbeschäftigte als kinderbezogene Entgeltbestandteile gezahlt. In 2014 
waren das Zahlungen in Höhe von 46,4 Mio. Euro. 
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C.2.5.1.5 Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung 
 
Der nachfolgenden Übersicht ist die Entwicklung der Beitragssätze und der Beitragsbemessungs-
grenzen in der Sozialversicherung zu entnehmen. Grundsätzlich werden die Beiträge zur Renten-, 
Arbeitslosen-, Kranken- und Pflegeversicherung je zur Hälfte vom Arbeitgeber und vom Arbeitneh-
mer getragen. Ausnahmen sind die sogenannten Mini-Jobs. Zudem wurde festgelegt, dass seit Juli 
2005 die Arbeitnehmer in der Krankenversicherung einen Zusatzbeitrag von 0,9 Prozent zahlen 
müssen. Darüber hinaus zahlen kinderlose Arbeitnehmer über 23 Jahre in der Pflegeversicherung 
einen um 0,25 Prozentpunkte höheren Beitragssatz. 
 

 
Tabelle C.2-10: Entwicklung der Beitragssätze und der Bemessungsgrenzen in der Sozialversicherung 

 
 

2006 19,50 6,50 1,70 1,95 13,38 5.250 3.563,00
2007 19,90 4,20 1,70 1,95 13,97 5.250 3.563,00
2008 19,90 3,30 1,83 2,08 14,00 5.300 3.600,00
2009 19,90 2,80 1,95 2,20 15,20 5.400 3.675,00
2010 19,90 2,80 1,95 2,20 14,90 5.500 3.750,00
2011 19,90 3,00 1,95 2,20 15,50 5.500 3.712,50
2012 19,60 3,00 1,95 2,20 15,50 5.600 3.825,00
2013 18,90 3,00 2,05 2,30 15,50 5.800 3.937,50
2014 18,90 3,00 2,05 2,30 15,50 5.950 4.050,00

Entwicklung der Beitragssätze und der Bemessungsgrenzen
in der Sozialversicherung seit 2006

Regelsatz
kinderlose 
Mitglieder 
über 23

2) Gültig in der Renten- und Arbeitslosenversicherung

3) Gültig in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung

Kranken-
versicherung

in %
1)

Beitragsbe-
messungs-
grenze in 

Euro
2)

Versicherungs-
pflichtgrenze in 

Euro
3)

Jahr

1) Durchschnittlicher Beitragssatz der Pflichtmitglieder in der gesetzlichen Krankenversicherung mit sofortigem Anspruch auf Krankengeld

Pflegeversicherung in %
Renten-

versicherung 
in %

Arbeitslosen-
versicherung

in %
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C.2.5.2 Einkommensverteilung und Bezahlungsstruktur 

Die folgenden Tabellen geben einen Überblick über die Beschäftigtenanzahl bzw. das Beschäfti-
gungsvolumen in den einzelnen Entgelt- bzw. Bezahlungsgruppen auf der Grundlage des budgetre-
levanten Personalbestands.  
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Tabelle C.2-11: Bezahlungsstruktur der Beamtinnen und Beamten 
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In der folgenden Tabelle wird die Bezahlungsstruktur von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
dargestellt. Erfasst werden alle Beschäftigungsverhältnisse außerhalb eines Beamtenverhältnisses, 
die entlohnt werden (budgetrelevanter Personalbestand).  
 
Die Bezeichnung Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer geht über den Begriff der Tarifbeschäftigten 
hinaus, da neben Tarifbeschäftigten  auch Beschäftigte erfasst werden, deren Vergütung nicht tarif-
gebunden ist (Sonderarbeitsverträge, stundenweise Beschäftigte).  
 
Die Bezahlungsgruppe der Praktikantinnen und Praktikanten und die Studierenden an Fachhoch-
schulen im Studiengang Sozialpädagogik mit Ausbildungsvergütung sind unabhängig von ihrem tat-
sächlichen Status in die Darstellung der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aufgenommen wor-
den. 
 
Als Grundlage für die Zuordnung von Laufbahngruppen wird die Laufbahngruppenunterscheidung 
aus dem Beamtenrecht gewählt. Um vergleichbare Auswertungen nach Laufbahngruppen für alle 
Beschäftigten durchführen zu können, werden die nicht verbeamteten Beschäftigten ebenfalls der 
jeweils entsprechenden Laufbahngruppe der Beamten zugeordnet, obwohl es im Arbeitnehmerbe-
reich keine Laufbahngruppen gibt. Dabei dient bei Tarifbeschäftigten die Entgeltgruppe als Zuord-
nungsmerkmal. 
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Tabelle C.2-12: Bezahlungsstruktur der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer23 

 
 

 

                                                 
23  Bei AE2 handelt es sich um eine Bezahlungsgruppe des TV-Ärzte. 
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C.2.7 Schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte behinderte Menschen 

Einmal jährlich wird im Verfahren für die Berechnung der Ausgleichsabgabe eine Schwerbehinder-
tenbeschäftigungsquote für den Arbeitgeber Freie und Hansestadt Hamburg berechnet. Diese ba-
siert auf der Zählung von Arbeitsplätzen und nicht von Beschäftigten. Die dabei zugrunde gelegte 
organisatorische Abgrenzung unterscheidet sich von der organisatorischen Abgrenzung, die ansons-
ten dem Personalbericht zugrunde liegt. Für das Jahr 2014 wurde im Jahresdurchschnitt eine 
Schwerbehindertenbeschäftigungsquote von 6,9 % (Vorjahr: 6,8 %) ermittelt.24  
 

 
Tabelle C.2-13: Anteile der beschäftigten schwerbehinderten und ihnen gleichgestellten behinderten Menschen im Jahresdurch-

schnitt 2014 in den Einzelplänen 

                                                 
24  Diese Quote weicht geringfügig von der an das Integrationsamt übermittelten Quote für den Arbeitgeber Freie und Hansestadt Hamburg 

(FHH) ab. 
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In den einzelnen Behörden ist der Umfang der Beschäftigung schwerbehinderter und ihnen gleich-
gestellter behinderter Menschen sehr unterschiedlich. Dabei spielen die besonderen Anforderungen 
an die Beschäftigung von schwerbehinderten Menschen eine wesentliche Rolle.  
 
In den Vollzugsdiensten der Polizei, dem feuerwehrtechnischen Dienst ist die Beschäftigung von 
schwerbehinderten Menschen nur eingeschränkt möglich. Im Hinblick auf die Lehrkräfte an staatli-
chen Schulen ist die Anzahl der schwerbehinderten Bewerberinnen und Bewerber gering und somit 
auch die Zahl der Neueinstellungen mit Schwerbehinderung relativ gering. Dieses drückt sich in der 
Höhe der Schwerbehindertenbeschäftigungsquoten der Behörde für Schule und Berufsbildung sowie 
der Behörde für Inneres und Sport aus. 
 

 
Tabelle C.2-14: Anteile der beschäftigten schwerbehinderten und ihnen gleichgestellten behinderten Menschen im Jahresdurch-

schnitt 2014 in den Landesbetrieben 
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C.3 Schwerpunktthema: Altersstruktur und Personalbedarf 

Die sich seit Jahren abzeichnende Veränderung der Altersstruktur der Beschäftigten der Freien und 
Hansestadt Hamburg hat Auswirkungen in unterschiedlichen personalpolitischen Handlungsfeldern: 
 
In diesem neuen Abschnitt des Personalstrukturberichts sollen die Auswirkungen der Alterung des 
Personalbestands auf die Themenfelder Personalplanung (Deckung des Nachwuchskräftebedarfs), 
Personalausgaben (hier insbesondere die eingetretenen bzw. zu erwartenden Auswirkungen im Be-
reich der Ausgaben für Beihilfeleistungen) und Personalkapazitätsplanung in Zusammenhang mit 
der Analyse der krankheitsbedingten Fehlzeiten untersucht werden.  
 
Um zunächst einen Überblick über die Veränderungen der Altersstruktur in der hamburgischen Ver-
waltung zu erhalten, wird in folgender Abbildung die Altersstruktur in 2014 im Vergleich zu 2000 dar-
gestellt. Durch den Vergleich beider Berichtsjahre ist die zunehmende Alterung der Beschäftigten in 
der hamburgischen Verwaltung zu erkennen.  
 

 
Abbildung C.3-1: Altersstruktur der hamburgischen Verwaltung im Dezember 2014 im Vergleich zum Dezember 2000 

 
Dem Anteil von 43,5 % der 50-Jährigen und älteren im Jahr 2014 steht ein Anteil von 29,1 % der 
unter 40-Jährigen gegenüber. 
 
Der Anteil der über 60-jährigen ist im Vergleich der Jahre 2000 und 2014 um 4,8 Prozentpunkte 
gestiegen. Gleichzeitig ist der Anteil der 30 bis 39-Jährigen um 4,2 Prozentpunkte gesunken. 
 
Das Altern der Belegschaft wird auch anhand des Altersdurchschnitts deutlich: Der Altersdurch-
schnitt in der hamburgischen Verwaltung betrug im Dezember 2014 46,2 Jahre gegenüber 45,1 
Jahren im Jahr 2000.  
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Eine detaillierte Darstellung der Altersstruktur zeigt folgende Abbildung, in der die Anzahl der Be-
schäftigten nach einzelnen Altersjahrgängen dargestellt wird.  
 

 
Abbildung C.3-2: Anzahl der Beschäftigungsverhältnisse nach Altersjahrgängen im Jahr 2014 

Zu erkennen ist die starke Ausprägung in der Altersgruppe zwischen 45 und 60 Jahren. Die Alters-
jahrgänge mit den meisten Beschäftigten finden sich zwischen 51 und 53 Jahren. 
 
Besonders auffällig bei der Betrachtung der Altersstruktur sind die Ausreißer in den Jahrgängen der 
31 bis 34-Jährigen. Dahinter verbergen sich im Wesentlichen Lehrkräfte und Beschäftigte im Polizei-
vollzugsdienst, die in diesen Altersjahrgängen überdurchschnittlich viele Beschäftigte haben. 
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C.3.1 Personalbedarfsplanung und Deckung des Nachwuchskräftebedarfs 

Die Folgen der Alterung der Belegschaft werden deutlich in der zunehmenden Zahl der altersbeding-
ten Abgänge (s. nachfolgende Abbildung). Da sich die altersbedingten Abgangszahlen in den ver-
schiedenen Berufskategorien stark voneinander unterscheiden, werden die Anteile der altersbeding-
ten Abgänge in den jeweiligen Personalplanungsbereichen getrennt dargestellt. Die Abgangszahlen 
werden für einen Zeithorizont von acht Jahren prognostiziert.25 Ergänzend ist das jeweilige Durch-
schnittsalter je Planungsbereich aufgeführt. Neben den altersbedingten Abgängen wird der Anteil 
des Planungsbereichs am gesamten Personalbestand dargestellt, um deutlich zu machen, welches 
Gewicht der jeweilige Planungsbereich im Verhältnis zum gesamten Personalbestand hat.  
 

 
Abbildung C.3-3: Altersbedingte Abgänge in den Planungsbereichen im Zeitraum 2015 – 2022 

 
Besonders auffällig ist der Anteil von 34,7 % altersbedingter Abgänge im Bereich der Strafvoll-
zugsbediensteten, auch wenn deren Anteil am gesamten Personalbestand nur 1,4 % beträgt. Auch 
im Bereich der Technischen Berufe, der mit 51 Jahren den höchsten Altersdurchschnitt in der 
hamburgischen Verwaltung aufweist, werden in den nächsten acht Jahren 31,3 % der Beschäftigten 
altersbedingt ausscheiden. 
 
Die Prognose der Abgänge bedingt durch die Alterung der Beschäftigten spielt insbesondere im 
Hinblick auf die Nachwuchskräfteplanung eine bedeutende Rolle. Die Zusammenhänge zwischen 
der Veränderung der Altersstruktur und der Deckung des künftigen Personalbedarfs sollen nachfol-
gend näher beleuchtet werden.  
 

                                                 
25 Die Prognose gemäß Variante 64 geht von der Annahme aus, dass die Beschäftigten der hamburgischen Verwaltung mit 64 Jahren 

ausscheiden. Abweichend davon gilt für die Beschäftigten des feuerwehrtechnischen Dienstes als auch für Vollzugsbeamtinnen und –
beamte, dass diese bereits mit 60 Jahren ausscheiden. Das tatsächliche Ausscheidensalter wird kontinuierlich überprüft und einmal im 
Jahr erhoben, um das Austrittsalter in der Modellrechnung bei Bedarf anzupassen.  



38

Personalstrukturbericht 2015
Personalbericht 2015 Band 1: Personalstrukturbericht 

38 

Vor dem Hintergrund der hohen Zahl der altersbedingten Abgänge stellt sich die Frage, wie der (zu-
künftige) Personalbedarf gedeckt werden kann. Eine Möglichkeit ist die Einstellung von Nachwuchs-
kräften.  
 
Um die Entwicklung der Zahl der eingestellten Nachwuchskräfte für den Eigenbedarf der hamburgi-
schen Verwaltung im Hinblick auf den Rekrutierungsbedarf näher zu untersuchen, wird im folgenden 
Abschnitt exemplarisch der Planungsbereich der Allgemeinen Verwaltung26 mit den beiden Lauf-
bahngruppen L1, E2 und L2, E1 betrachtet. Für diese Laufbahngruppen übernimmt das Zentrum für 
Aus- und Fortbildung (ZAF) im Rahmen der Beamtenausbildungen und nach dem Berufsbildungsge-
setz (BBiG) die Ausbildung der Nachwuchskräfte. 
 
Zunächst wird hier noch einmal die Ausgangslage beschrieben: Dazu wird der Personalbestand der 
Allgemeinen Verwaltung der beiden Laufbahngruppen L1, E2 und L2, E1 (einschließlich der den 
beiden Funktionsebenen entsprechend zugeordneten Tarifbeschäftigten) differenziert nach einzel-
nen Altersjahrgängen dargestellt (s. Abbildung). 
 

 
Abbildung C.3-4: Beschäftigte der allgemeinen Verwaltung der Laufbahngruppen L1, E2 und L2, E1 nach Alter in 2014 

 
Von den insgesamt 13.158 Beschäftigten sind 45,4 % älter als 50 Jahre. Daraus lässt sich ableiten, 
dass die Zahl der altersbedingten Abgänge in den nächsten Jahren weiter ansteigen wird, und der 
hamburgischen Verwaltung die große Welle der Fluktuation im allgemeinen Verwaltungsdienst noch 
bevorsteht. 
 

                                                 
26 Die Beschäftigten des Planungsbereichs der Allgemeinen Verwaltung werden über bestimmte Berufskategorien erfasst. (Dazu gehören: 

Leitende/entscheidende Verwaltungsfachleute, Datenverarbeitungsfachleute, Bürofach-/Bürohilfskräfte und Stenotypisten/innen, 
Schreibpersonal. Siehe hierzu: Planungsgruppen im Kennzahlenbuch (vgl. Kennzahl B-11). 
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Den altersbedingten Ausscheidensfällen in den Jahren 2012 bis 2014 sowie den prognostizierten 
altersbedingten Abgangszahlen27 auf Basis des statistischen Personalbestands für die Jahre 2015 
bis 2018 werden im nächsten Schritt die Neueinstellungen in Ausbildung für die Jahre 2012 bis 2014 
(inkl. der geplanten Neueinstellungen in Ausbildung für die Jahre 2015 bis 2018) gegenüber gestellt. 
Die folgenden Angaben zu Neueinstellungen in Ausbildungsverhältnisse hat das ZAF bereitgestellt. 
 

 
Abbildung C.3-5: Altersbedingte Abgangszahlen und Neueinstellungen in Ausbildung in den Jahren 2012 bis 2018 

 
Die Abbildung verdeutlicht, dass die Zahl der Neueinstellungen in Ausbildung nicht der Anzahl der 
durch altersbedingtes Ausscheiden frei gewordenen Stellen entspricht. Im Berichtsjahr 2014 bei-
spielsweise sind insgesamt 312 Beschäftigte altersbedingt ausgeschieden. Demgegenüber stehen 
124 Neueinstellungen in Ausbildungsverhältnisse.28  
 
Daraus ergibt sich die Frage, wie mit der daraus resultierenden Lücke verfahren werden soll. Mögli-
che Lösungen sind eine Anpassung des Bedarfs, z.B. durch Aufgabenkritik, die Umsetzung von Ra-
tionalisierungsmaßnahmen, die Realisierung von Neueinstellungen oder die Aufstockung der Aus-
bildungskapazitäten. 
 

                                                 
27  Gemäß Variante 64. 
28 Auch die Tabelle C2-5 veranschaulicht deutlich, dass die Ausbildungsquote für den Ausbildungsbereich der Allgemeinen Verwaltung mit 

2,0 %  im Vergleich zu anderen Ausbildungsquoten sehr gering ist (zum Vergleich: Polizei: 7,6 %, Steuerverwaltung: 8,4 %,  Deutsch-
land: 5,6%*, Berufe in Recht und Verwaltung*: 5,9%, Bundesverwaltung*: 7,5% - *Quelle: Berufsbildungsbericht 2014). 



40

Personalstrukturbericht 2015
Personalbericht 2015 Band 1: Personalstrukturbericht 

40 

C.3.2 Wirkungseffekte der Altersstruktur auf die Personalausgaben 

Die Veränderung der Altersstruktur hat auch Auswirkungen in den Bereichen Personalausgaben und 
Fehlzeiten. Der Betrachtung der Auswirkungen auf die Höhe der Fehlzeiten kommt vor dem Hinter-
grund der zur Verfügung stehenden (und durch die Altersabgänge bereits verringerten) Personalka-
pazität eine zusätzliche Bedeutung zu. 
 
Aus den vergangenen Personalstrukturberichten hat man bereits die Erkenntnis gewonnen, dass 
auch die Höhe der krankheitsbedingten Fehlzeiten in engem Zusammenhang mit der Altersstruktur 
steht.29 Wie dem Kapitel C.5.2 zu entnehmen ist, steigt mit zunehmendem Alter die krankheitsbe-
dingte Fehlzeitenquote stetig an, bevor sie bei den über 60-Jährigen wieder sinkt.30  
 
Der Zusammenhang zwischen krankheitsbedingtem Arbeitsausfall und den Folgekosten wird unter 
C.5.3 erläutert. 
 
Mit Hilfe der folgenden Abbildung wird der Zusammenhang zwischen Beihilfeausgaben und der Al-
tersstruktur verdeutlicht. Dabei wird die Höhe der durchschnittlichen Transferleistungen an Antrag-
stellerinnen und Antragsteller in 2014 abgebildet. Die Antragsteller können sowohl Beamte und Be-
amtinnen als auch Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen sein.31  
 
 

 
Abbildung C.3-6: Durchschnittliche Beihilfetransferleistungen an aktive Antragstellerinnen und Antragsteller differenziert nach 

Altersgruppen in 2014 

 
 
Anhand der Abbildung ist zu erkennen, dass mit zunehmendem Alter die Beihilfetransferleistungen 
steigen. Bei einem Antragsteller bzw. einer Antragstellerin unter 30 Jahren lag die durchschnittliche 
Beihilfetransferleistung bei 1.107 Euro. Dagegen lag sie in der Gruppe der über 60-Jährigen bei 
durchschnittlich 2.051 Euro.32  
 

                                                 
29 Siehe hierzu auch krankheitsbedingte Fehlzeitenquoten nach Alter und Geschlecht unter Kapitel C.5.2. 
30  Siehe Abbildung C.5-1 zur gesamten (bezahlten und unbezahlten) Fehlzeitenquote in Kapitel C.5.2. 
31 Einen eingeschränkten Beihilfeanspruch haben auch gesetzlich versicherte Tarifbeschäftigte, die vor dem 1. April 1999 eingestellt 

wurden. Die Beihilfeausgaben für diesen Personenkreis sind in den Daten enthalten. 
32 Zur Erstellung der obigen Abbildung wurden nur die Belege der aktiv beschäftigte Antragstellerinnen und Antragsteller berücksichtigt, 

welche sie für sich selbst im Rahmen der Beantragung von Beihilfe eingereicht hatten. Die dargestellten Beträge enthalten noch keine 
Abzüge durch die Kostendämpfungspauschale oder sonstige Kürzungen gem. HmbBeihVO. 



Personalstrukturbericht 2015

41

Personalbericht 2015 Band 1: Personalstrukturbericht 

41 

In den vorangegangenen Abschnitten wurde deutlich, dass die Veränderung der Altersstruktur un-
mittelbare Auswirkungen in verschiedenen Bereichen hat: 
 
Personalplanung: 
Bedingt durch die zunehmende Zahl von altersbedingten Personalabgängen wurde am Beispiel des 
Allgemeinen Verwaltungsdienstes thematisiert, wie groß der daraus entstehende Personalbedarf ist.  
Weitere Informationen zum Handlungsbedarf in allen Planungsgruppen kann D.3.4 im Personalma-
nagementbericht zum Thema Personalabgangsprognose entnommen werden. 
  
Personalausgaben und Personalkapazität: 
Die Alterung der Belegschaft führt auch zu einem Anstieg der Kapazitätsausfälle (bedingt durch eine 
höhere Fehlzeitenquote) und steigende Ausgaben im Rahmen der Beihilfe 
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C.4 Dienstunfähigkeit 

Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich nur auf die Grundgesamtheit der Beamtinnen und 
Beamten sowie Richterinnen und Richter. Die Zahlen der Dienstunfähigkeitsfälle, die zum Ausschei-
den von Beamtinnen und Beamten geführt haben, sind im Jahre 2014 gegenüber 2013 nur sehr ge-
ringfügig erhöht; die insgesamt rückläufige Tendenz bleibt bestehen. 
 

 
Abbildung C.4-1: Entwicklung der Dienstunfähigkeit bei Beamtinnen und Beamten 

Im Jahr 2014 gingen 38,6 % der Beamtinnen und Beamten nach Erreichen der Regelaltersgrenze 
(RA) sowie 43,7 % im Rahmen der Antragsaltersgrenze (AA) in den Ruhestand. In 17,7 % der Fälle 
erfolgte eine Versetzung in den Ruhestand aufgrund von Dienstunfähigkeit. 
 

 
Tabelle C.4-1: Versetzung von Beamtinnen und Beamten in den Ruhestand gegliedert nach Verwaltungsbereichen. 

Das durchschnittliche Ruhestandseintrittsalter aller Beamtinnen und Beamten hatte sich in den Jah-
ren 2012 und 2013 bei 61,6 Jahren stabilisiert und nunmehr geringfügig auf 61,8 Jahre erhöht.
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C.5 Vergleichende Fehlzeitenanalyse als Grundlage für betriebliche Ge-
sundheitsförderung 

Die Analyse krankheitsbedingter Fehlzeiten in der hamburgischen Verwaltung und das Monitoring 
der daraus abgeleiteten Maßnahmen ist ein wichtiger Bestandteil einer betrieblichen Gesundheits-
förderung, wie sie im Konzept „Gesundheitsförderung in der hamburgischen Verwaltung“33 beschrie-
ben ist.  
 
Der Personalstrukturbericht enthält dabei eine Darstellung von Entwicklung und Struktur der krank-
heitsbedingten Fehlzeiten in der hamburgischen Verwaltung insgesamt. Darüber hinaus werden die 
Unterschiede im Krankenstand der einzelnen Behörden anhand der krankheitsbedingten Fehl-
zeitenquoten dargestellt. Die vergleichende Fehlzeitenanalyse unter C.5.4 bildet die Grundlage für 
einen Behördenvergleich. Der Durchschnitt der standardisierten Fehlzeitenquote der gesamten 
hamburgischen Verwaltung stellt den Orientierungswert für diesen Vergleich dar. 
 

                                                 
33  Das Dokument steht als Download (pdf) im Internet zur Verfügung: http://www.hamburg.de/contentblob/30180/data/betriebliche-

gesundheitsfoerderung.pdf. 
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C.5.1 Aufbau und Methodik der Fehlzeitenanalyse 

Für die Analysen in Abschnitt C.5.2 wird für alle krankheitsbedingten Fehltage das Beschäftigtenag-
gregat statistischer Personalbestand plus Beschäftigte, die wegen längerer Arbeitsunfähigkeit ohne 
Entgeltbezüge34 sind, betrachtet. In den Abschnitten C.5.3 und C.5.4 bildet nur der statistische Per-
sonalbestand die Grundgesamtheit für die Auswertung der bezahlten Fehlzeiten. Die krankheitsbe-
dingten Fehlzeiten umfassen die Arbeitstage, an denen Beschäftigte ihren Verpflichtungen am Ar-
beitsplatz wegen Krankheit, Unfall oder Kur nicht nachkommen können. Um den Ausfall von Arbeits-
tagen in den einzelnen Organisationseinheiten vergleichen zu können, werden die Ausfalltage in 
Bezug zur Sollarbeitszeit gesetzt und so eine Fehlzeitenquote ermittelt.35 Die Sollarbeitszeit wird 
errechnet, indem die Normalarbeitstage pro Monat (d.h. die Arbeitstage ohne Wochenenden und 
Feiertage) mit dem Personalbestand eines jeden Monats im Betrachtungsjahr 2014 multipliziert wer-
den. 
 
Eine präzisere Berechnung der Fehlzeitenquoten durch die oben beschriebene Berechnung der 
Soll-Arbeitszeit erfolgt seit der mit dem Berichtsjahr 2011 durchgeführten Systemumstellung, die 
Veränderungen in der Methodik beinhaltet. Mit dieser genaueren Berechnung der Fehlzeiten werden 
u.a. unterjährige organisatorische Veränderungen in den Fehlzeitenquoten berücksichtigt (vgl. hierzu 
die Abschnitte B-08 Fehlzeiten und B-01 Fluktuation im Kennzahlenbuch).36 Die neue Berech-
nungsmethode ist auch bei Analysen im Zeitreihenvergleich zu beachten. 
 
Auch die Fehlzeitenquoten der Einrichtungen nach § 15 LHO und Landesbetriebe nach § 26 LHO 
werden seit dem Personalbericht 2012 separat aufgeführt, wenn ihre Grundgesamtheit im Jahres-
durchschnitt mehr als 100 Beschäftigte beträgt. 
 
In den folgenden Fehlzeitenanalysen werden Lehrkräfte an staatlichen Schulen nicht berücksichtigt, 
da sie aufgrund der Ferienregelung eine abweichende Sollarbeitszeit haben und als Berichtszeit-
raum das Schuljahr zugrunde zu legen ist. Für diesen Personenkreis ist im Abschnitt „C.5.3 Bezahlte 
krankheitsbedingte Fehlzeiten“ nachrichtlich eine gesonderte Fehlzeitenauswertung wiedergegeben 
(vgl. Tabelle „Krankheitsbedingte Fehlzeitenquoten nach Statusgruppen - gegliedert nach Lehrkräf-
ten der Schulformen (Voll- und Teilzeitbeschäftigte)“). Die an den staatlichen Hochschulen in Ham-
burg beschäftigten Hochschullehrerinnen und -lehrer sowie die Lehrbeauftragten werden aufgrund 
der vielfach unregelmäßigen Anwesenheits- und Arbeitszeiten ebenfalls nicht in die Fehlzeitenaus-
wertungen einbezogen.37  
 
In Abschnitt C.5.2 werden alle (d.h. bezahlten und unbezahlten) krankheitsbedingten Fehltage 
im Berichtsjahr 2014 berücksichtigt. Er enthält auch eine Darstellung über die Dauer und Häufigkeit 
von Erkrankungen. 
 
Abschnitt C.5.3 bezieht sich nur auf die bezahlten Fehlzeiten. Diese werden durch eine rechneri-
sche Zusammenfassung der Vollzeitbeschäftigten- und Teilzeitbeschäftigtentage in Vollkräftetagen 
(vollkraftbereinigt) ausgedrückt. Entsprechend wird auch die Sollarbeitszeit für die Ermittlung der 
Fehlzeitenquoten bereinigt.  
 

                                                 
34 Sie erhalten aufgrund der gesetzlichen bzw. tarifvertraglichen Regelungen bei längerer AU keine Entgeltbezüge mehr. 
35 Diese Methode wird auch auf alle Bereiche mit  Schichtdienstmodellen  angewandt, da Vergleichsuntersuchungen ergeben haben, dass 

eine Berücksichtigung der unterschiedlichen Modelle nur zu so geringen Abweichungen bei der Berechnung der Fehlzeitenquote führen 
würde, dass diese zu vernachlässigen sind. 

36 In den Berichtsjahren bis einschließlich 2010 wurde für die Sollarbeitszeit der Personalbestand zum 1.1. des Berichtsjahres zu Grunde 
gelegt. Durch diese Berechnungsmethode war die Fehlzeitenquote dann verzerrt, wenn es in Behörden, Ämtern, Einrichtungen oder 
Landesbetrieben im Jahresverlauf zu organisatorischen Veränderungen mit größeren Personalverschiebungen kam. 

37 Der Ausschluss von Hochschullehrern und Lehrbeauftragten erfolgt gem. Kennzahlenbuch/Kennzahl B-08 nur für  bestimmte Besol-
dungs- und Entgeltgruppen. Die Berufskategorie „Hochschullehrkräfte, Dozenten/innen“ kann aber weiterhin Bestandteil der Fehlzeiten-
auswertung sein, wenn Personen mit dieser Berufskategorie außerhalb des Hochschulbereichs beschäftigt sind. 
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Die beiden Abschnitte C.5.2 und C.5.3 beschreiben unterschiedliche Sichtweisen auf das Thema. 
 
Im Abschnitt C.5.4 erfolgt auf der Grundlage standardisierter Fehlzeitenquoten38 ein Behördenver-
gleich. Dieser beruht - wie in Abschnitt C.5.3 - auf den bezahlten krankheitsbedingten Fehlzeiten des 
statistischen Personalbestandes in einer Vollkräfterechnung.  
 
Auch in diesem Jahr entfällt eine Bewertung der krankheitsbedingten Fehlzeiten in der hamburgi-
schen Verwaltung39 hinsichtlich einer Vergleichbarkeit mit Fehlzeitenberichten anderer öffentlicher 
oder privater Organisationen. 
 

                                                 
38 Die standardisierten Fehlzeitenquoten stellen um Einflüsse unterschiedlicher Altersstrukturen und Schwerbehindertenzahlen bereinigte 

Anteile der bezahlten, krankheitsbedingten Fehlzeiten an der jeweiligen Sollarbeitszeit dar. Bedingt durch die Standardisierung bilden 
sie nicht den tatsächlichen Arbeitszeitausfall der Behörden ab. 

39 s. Abschnitt C.5.5 im Personalbericht 2012. 
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C.5.2 Gesamte krankheitsbedingte Fehlzeiten 

Die krankheitsbedingten Fehlzeiten der hamburgischen Verwaltung sind Gegenstand des folgenden 
Abschnitts. Sie umfassen sowohl die bezahlten als auch die unbezahlten Fehlzeiten. Diese vollstän-
dige Ermittlung beinhaltet auch die Langzeiterkrankungen und damit auch die Erkrankungen der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die nach Ablauf bestimmter Fristen keine Entgeltbezüge mehr 
erhalten. Eine vollständige Erfassung des Fehlzeitengeschehens, mit dem in der Regel Kapazitäts- 
und Produktivitätsverluste verbunden sind, bildet die Grundlage für Vergleiche mit Fehlzeitenberich-
ten anderer Stellen. 
 
Im Berichtsjahr 2014 beträgt die Quote der gesamten krankheitsbedingten Fehlzeiten in der ham-
burgischen Verwaltung 8,6 %. Das heißt, sie ist im Vorjahresvergleich um 0,1 Prozentpunkte gesun-
ken. 
 
Nachstehende Abbildung zeigt die Entwicklung der Fehlzeitenquoten in den einzelnen Bereichen der 
hamburgischen Verwaltung in den letzten 10 Jahren. Hinter der gesamten Fehlzeitenquote verber-
gen sich leichte Rückgänge im Bereich der Einzelpläne auf 9,0 %, bei den Landesbetrieben nach 
§ 26 LHO auf 9,3 % und den Einrichtungen nach § 15 LHO auf 5,4 %. Es ist erkennbar, dass sich 
der Entwicklungsverlauf ab 2005 deutlich verschlechtert hat. So kam es im  Bereich der Einzelpläne 
zu einem Anstieg um 1,6 Prozentpunkte und bei den Landesbetrieben um 0,9 Prozentpunkte. 
 

 
Abbildung C.5-1: Entwicklung der krankheitsbedingten Fehlzeitenquoten nach Organisationsform 
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Die Höhe der Fehlzeitenquote wird von Dauer und Häufigkeit von Erkrankungen beeinflusst. Fol-
gende Abbildung zeigt auf der linken Seite des Diagramms die prozentuale Verteilung der krank-
heitsbedingten Ausfalltage nach Dauer der Erkrankung („Anteil an den AU40-Tagen“). Auf der rech-
ten Seite ist die Verteilung der Krankheitsfallzahlen nach Erkrankungsdauer („Anteil an den AU-
Fällen“) dargestellt. 
 
40,2 % aller krankheitsbedingten Fehltage werden durch Langzeiterkrankungen mit einer Dauer 
von mehr als 30 Arbeitstagen verursacht (Vorjahr: 38,7 %). Der Anteil von Kurzzeiterkrankungen 
an den gesamten Arbeitsausfalltagen ist um 0,9 Prozentpunkte auf 18,3 % gestiegen. Die Kurz-
zeiterkrankungen hatten in 2014 einen Anteil von 68,8 % an allen Erkrankungsfällen. Der Anteil der 
Langzeiterkrankungen mit 3,1 % aller Erkrankungsfälle ist im Vergleich zum Vorjahr leicht angestie-
gen. 
 

 
Abbildung C.5-2: Erkrankung nach Dauer und Häufigkeit 

  

                                                 
40 Arbeitsunfähigkeit 
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Nachstehende Abbildung zeigt die Fehlzeitenquoten differenziert nach Geschlecht und Altersgrup-
pen.  
 

 
Abbildung C.5-3: Krankheitsbedingte Fehlzeitenquote nach Alter und Geschlecht 

 
Der Rückgang in der Altersgruppe „ab 60 Jahre“ ist wie in den vergangenen Jahren vermutlich durch 
den als „healthy-worker-effect“ bezeichneten Selektionsmechanismus bedingt. Gesundheitlich stark 
beeinträchtigte ältere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter scheiden über Frühverrentungsangebote oft-
mals vorzeitig aus der Gruppe der hier betrachteten aktiven Erwerbstätigen aus.41  
 
Beeinflusst wird der Rückgang auch durch den Umstand, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der öffentlichen Verwaltung, die in den Vollzugsdiensten (Polizei, Feuerwehr und Strafvollzug) arbei-
ten, bereits mit 60 Jahren in den Ruhestand gehen können. Aufgaben- und gefährdungsbedingt wei-
sen diese Berufsgruppen stets hohe Fehlzeitenquoten auf, die über dem hamburgischen Durch-
schnitt liegen. Das Ausscheiden dieser Beschäftigtengruppen aus der Altersgruppe der über 60-
Jährigen führt dann zu einem Absinken der Fehlzeitenquote.42  
 
  

                                                 
41 DAK: Gesundheitsreport 2015, S. 13. 
42 s. auch Personalbericht 2012 S. 81, 82. 
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Folgende Abbildung stellt die Anzahl der Beschäftigten mit Erkrankungen nach der Dauer ihres ge-
samten krankheitsbedingten Ausfalls im Jahr 2014 dar. Die Gruppierung erfolgt dabei nach der An-
zahl der Ausfalltage. Diese Analyse unterscheidet sich von der Darstellung der Erkrankungsfälle 
nach Dauer und Häufigkeit (s. Abbildung C.5.2) dadurch, dass hier mehrere Ausfälle aufgrund von 
Erkrankungen zu einer Gesamtausfalldauer summiert werden. 
 

 
Abbildung C.5-4: Erkrankte und Arbeitsausfall im Jahr 2014
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C.5.3 Bezahlte krankheitsbedingte Fehlzeiten 

Der folgende Abschnitt hat die Analyse der Fehlzeitenquoten bezahlter krankheitsbedingter Arbeits-
ausfälle in der hamburgischen Verwaltung zum Gegenstand. Für die Berechnung der Fehltage und 
der Sollarbeitstage wird der unterschiedliche Beschäftigungsumfang von Voll- und Teilzeitbeschäftig-
ten berücksichtigt, d.h. die Quoten sind gewichtet mit den Anteilen des jeweiligen Beschäftigungs-
umfangs (vollkraftbereinigt). Aufgrund dieser Methodik sind die bereinigten Fehlzeitenquoten in der 
Regel niedriger als die im vorherigen Kapitel dargestellten gesamten Fehlzeitenquoten. 
 
Im Jahr 2014 fällt die vollkraftbereinigte Fehlzeitenquote mit 7,7 % (dies entspricht 836.107 Fehlta-
gen) für die hamburgische Verwaltung insgesamt niedriger aus als im Vorjahr. Der Rückgang ist 
in allen Veranschlagungsformen zu erkennen. Am deutlichsten sind die Quoten im Bereich der Ein-
richtungen nach § 15 LHO und den Landesbetrieben nach § 26 LHO gesunken. Hinter der Fehl-
zeitenquote von 4,4 % der Einrichtungen verbergen sich 51.914 Fehltage. Bei den Landesbetrieben 
haben 75.813 Fehltage zu einer Fehlzeitenquote von 7,2 % geführt. 
 
Die Entwicklung ab 2005 zeigt einen deutlichen Anstieg der Fehlzeitenquoten um 1,3 Prozentpunk-
te. Im Bereich der Einzelpläne ist die Erhöhung um 1,6 Prozentpunkte noch auffälliger. 
 

 
Abbildung C.5-5: Entwicklung der Quoten der bezahlten krankheitsbedingten Fehlzeiten in der hamburgischen Verwaltung 

 
Hinter der gesamten Fehlzeitenquote von 7,7 % im Berichtsjahr 2014 stehen 836.107 bezahlte Fehl-
tage. Unter Zugrundelegung von durchschnittlich 252 Sollarbeitstagen pro Vollkraft pro Jahr ergibt 
das für 2014 eine Anzahl von 3.317,9 bezahlten Vollkräften, die rechnerisch krankheitsbedingt 
ganzjährig ausfallen, und deren Aufgaben von Kolleginnen und Kollegen übernommen werden müs-
sen.  
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Hinzuzurechnen ist der Arbeitsausfall der Lehrkräfte mit insgesamt 161.451 bezahlten Fehltagen. 
Bei Zugrundelegung von durchschnittlich 202 Sollarbeitstagen entspricht dies für das Schuljahr 
2013/2014 einer zusätzlichen Anzahl von 799,3 bezahlten Vollkräften, die krankheitsbedingt nicht 
zur Verfügung stehen.  
 
Unter Zugrundelegung eines durchschnittlichen Bruttopersonalkostensatzes von 50.000 Euro verur-
sachen die krankheitsbedingt ausgefallenen 4.117,2 Vollkräfte Personalausgaben in Höhe von 
205,86 Mio. Euro (bei gleichzeitigem Produktivitäts- und Kapazitätsverlust). Personalkosten für et-
waige Ersatzkräfte wären vor diesem Hintergrund weitere Kostentreiber. 
 
Die Betrachtung des Krankenstandes nach Berufskategorien stellt grundsätzlich einen Weg dar, um 
Gruppen mit ähnlichen gesundheitlichen Risiken zu identifizieren und miteinander vergleichen zu 
können. 
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Folgender Abbildung ist die Fehlzeitenquote in den verschiedenen Berufskategorien43 im Vorjahres-
vergleich zu entnehmen.44  
 

 
Abbildung C.5-6: Fehlzeitenquoten nach Berufskategorien der hamb. Verwaltung45 

                                                 
43 Der Ausschluss von Hochschullehrern und Lehrbeauftragten erfolgt gem. Kennzahlenbuch/Kennzahl B-08 nur für  bestimmte Besol-

dungs- und Entgeltgruppen. Die Berufskategorie „Hochschullehrkräfte, Dozenten/innen“ kann aber weiterhin Bestandteil der Fehlzeiten-
auswertung sein, wenn Personen mit dieser Berufskategorie außerhalb des Hochschulbereichs beschäftigt sind. 

44 Die Darstellung beinhaltet die gesamte hamburgische Verwaltung, da seit dem Personalbericht 2012 auch die krankheitsbedingten 
Fehlzeiten in den Berufskategorien der Einrichtungen und Landesbetriebe berücksichtigt werden. 

45 Berufskategorien mit einer Anzahl < 100 Vollkräften werden in dieser Darstellung nicht abgebildet. 
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Im Vergleich zum Vorjahr fallen folgende Veränderungen besonders auf: Die Fehlzeitenquote der 
Rechtspflegerschaft ist nach einem Anstieg von 1,3 Prozentpunkten im Vorjahr um 1,5 Prozent-
punkte auf 5,2 % gesunken. Beim Vollzugspersonal ist die Fehlzeitenquote mit 11,3 % konstant 
geblieben. (Berichtsjahr 2011: 14,9 %).  
Erneut rückläufig ist die Quote der Berufsfeuerwehrleute: Sie ist um 0,6 Prozentpunkte auf 9,0 % 
gesunken. 
 
Die Fehlzeiten der Lehrkräfte an staatlichen Schulen sind Gegenstand einer eigenen Berichterstat-
tung der zuständigen Behörde für Schule und Berufsbildung. Zugrunde liegen Auswertungen, die 
aus der Datenbank und nach der Methodik des jährlichen Personalberichts erstellt werden. Davon 
abweichend betrachten die Lehrerfehlzeiten den Berichtszeitraum eines Schuljahres und eine Soll-
arbeitszeit, bei der die Ferienzeiten nicht berücksichtigt sind. Die nachstehende Tabelle gibt nach-
richtlich die Ergebnisse für das Schuljahr 2013/2014 auf Basis der bereinigten Fehlzeitenquoten 
(Quoten der bezahlten Fehlzeiten in einer Vollkräfterechnung) wieder. 
 

 
Tabelle C.5-1: Fehlzeitenquoten der Lehrkräfte an staatlichen Schulen im Schuljahr 2013/2014 

 
Insgesamt hat sich die Fehlzeitenquote im Schuljahr 2013/2014 auf 5,5 % (von 5,9 % im Vorjahr) 
reduziert. 
 
In allen Bereichen sind die Quoten im Vergleich zum Vorjahr gesunken. Eine Ausnahme bilden die 
Lehrkräfte der Sonderschulen. Ihre Quote ist im Vergleich zum Vorjahr (7,2 %) auf 7,4 % angestie-
gen. Dem gegenüber steht ein Rückgang der Quote bei den Lehrkräften der Grundschulen und 
Stadtteilschulen jeweils um 0,4 Prozentpunkte. Bei den Lehrkräften der Beruflichen Schulen ist so-
gar eine Abnahme um 0,9 Prozentpunkte im Vergleich zum Vorjahr zu verzeichnen. 
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C.5.4 Standardisierte Fehlzeitenquoten im Behördenvergleich 

Vergleicht man zu Steuerungszwecken die krankheitsbedingten Fehlzeitenquoten der Behörden 
miteinander, sind Einflüsse auf den Krankenstand, die betrieblich nicht beeinflussbar sind, auszu-
blenden. Im folgenden Abschnitt werden die standardisierten Fehlzeitenquoten der bezahlten und 
krankheitsbedingten Fehlzeiten in einer Vollkräfterechnung dargestellt. Die Standardisierung berei-
nigt rechnerisch die Quoten um die Einflüsse der Altersstruktur und des Schwerbehindertenanteils. 
Sie stellen damit aber nicht den tatsächlichen Arbeitsausfall in den Behörden dar. 
 
In Abhängigkeit vom Anteil der Schwerbehindertenbeschäftigung und der Altersstruktur der Beschäf-
tigten erfolgt rechnerisch eine unterschiedlich starke Veränderung der standardisierten Fehlzeiten-
quote in den einzelnen Behörden und Ämtern. 
 
Die  beiden folgenden Abbildungen stellen die bezahlten, vollkraftbereinigten (nicht standardisierten) 
Fehlzeitenquoten den standardisierten Fehlzeitenquoten (d.h. altersstandardisierte Fehlzeitenquoten 
ohne Schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte behinderte Menschen) der Behörden, Einrichtun-
gen und Landesbetriebe gegenüber. Der Durchschnitt der standardisierten Fehlzeitenquote der ge-
samten hamburgischen Verwaltung beträgt 7,2 % und bildet zugleich den Orientierungswert (Vor-
jahr: 7,4 %). 
 

 
Abbildung C.5-7: Standardisierte und nichtstandardisierte Fehlzeitenquoten in den Einzelplänen in 2014 
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Abbildung C.5-8: Standardisierte und nichtstandardisierte Fehlzeitenquoten in den  

Einrichtungen und Landesbetrieben in 2014 
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Die Art der Tätigkeit und das Arbeitsumfeld der Beschäftigten haben in der Regel erhebliche Auswir-
kungen auf den Krankenstand der Behörden und Ämter. Die Ausübung verschiedener Tätigkeiten 
unterliegt einem unterschiedlichen Gefährdungspotenzial. Als Annäherung an Gruppen mit ähnli-
chem Gefährdungspotenzial werden die ausgeübten Tätigkeiten in ihrer Zusammenfassung zu Be-
rufskategorien betrachtet. 
 
Die nachstehenden Tabellen zeigen eine Zusammenstellung der standardisierten Fehlzeitenquoten 
in den einzelnen Behörden unterteilt nach Berufskategorien. 
 
Der Orientierungswert ist der Durchschnittswert für die gesamte Verwaltung über alle Berufskatego-
rien und wird im Berichtsjahr 2014 mit 7,2 % ausgewiesen. 
 
In der letzten Zeile sind die Gesamtergebnisse pro Behörde über alle Berufskategorien ausgewie-
sen. Ein grau unterlegtes Feld kennzeichnet dabei die Bereiche mit überdurchschnittlichen Werten 
im Vergleich zum Orientierungswert. 
 
In der letzten Spalte rechts sind die so genannten Richtwerte aufgeführt. Ein Richtwert setzt sich aus 
der Fehlzeitenquote für die jeweilige Berufskategorie in der hamburgischen Verwaltung zusammen. 
Die Richtwerte sind grau unterlegt, wenn sie den Orientierungswert - also den Durchschnitt der 
hamburgischen Verwaltung - um einen Prozentpunkt überschreiten. 
 
Die Einzelwerte der Behörden, Ämter, Einrichtungen und Landesbetriebe sind nur ausgewiesen, 
wenn für die Berufskategorie eine Beschäftigtenanzahl von mehr als zehn Vollkräften vorhanden 
ist.46  
Der Einzelwert ist grau markiert, wenn er den Richtwert der Berufskategorie um mehr als einen Pro-
zentpunkt überschreitet. Kommt die Berufsgruppe nur in einer Behörde je Veranschlagungsform vor, 
(beispielsweise „Berufsfeuerwehrleute“ oder „Polizeivollzugsbedienstete“) ist der Orientierungswert 
Maßstab für einen Vergleich. 
 
Die hervorgehobenen, dunkel markierten Felder weisen auf einen dringlichen Handlungsbedarf hin. 
Dieser erfordert zunächst eine tiefere Analyse durch die Behörden selbst in den betroffenen Aufga-
benbereichen. Aus daraus gewonnenen Erkenntnissen lassen sich Maßnahmen zur Senkung des 
Krankenstandes ableiten. Ihre Effektivität wird nach ihrer Umsetzung wiederum anhand von Orientie-
rungs- und Richtwerten zu überprüfen sein, um gegebenenfalls Modifizierungen vorzunehmen. 
 
Gelingt eine Verringerung des Krankenstandes in den „Handlungsbereichen“, so wirkt sich dies ten-
denziell positiv auf den Orientierungswert - sprich Krankenstand für die gesamte hamburgische Ver-
waltung - aus. 
  

                                                 
46 Wenn im Zähler (Fehltage) bzw. im Nenner (Beschäftigungsverhältnisse) der berechneten Quote kein Wert vorhanden ist, werden die 

Einzelwerte ebenfalls nicht ausgewiesen. 
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Tabelle C.5-2: Standardisierte Fehlzeitenquoten der Behörden und Ämter nach Berufskategorien 
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 Tabelle C.5-3: Standardisierte Fehlzeitenquoten der Einrichtungen nach § 15 LHO nach Berufskategorien 
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Tabelle C.5-4: Standardisierte Fehlzeitenquoten der Landesbetriebe nach § 26 LHO nach Berufskategorien 
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C.6 Einsatz von Leiharbeitskräften 

C.6.1 Behörden und Ämter der Freien und Hansestadt Hamburg (FHH) (Kernverwal-
tung) 

Der Einsatz von Leiharbeitskräften in den Dienststellen und Ämtern der FHH orientiert sich an der 
Arbeitgeberrichtlinie vom 12. April 2012.  
Nicht von dieser Arbeitgeberrichtlinie der FHH erfasst – und damit auch in eigenständigen Tabellen 
dargestellt – sind die Betriebe der Beteiligungsverwaltung der FHH. Diesbezüglich ist von der Se-
natskommission für öffentliche Unternehmen eine eigene Richtlinie beschlossen worden. Die Be-
schäftigung von Leiharbeitskräften in den Beteiligungen der FHH ist unter Punkt 6.2 dargestellt. 
Im Jahr 2014 sind in der Kernverwaltung der FHH in folgenden Ämtern und Behörden Leiharbeits-
kräfte im Umfang der genannten Arbeitstage eingesetzt worden: 
 

 
Tabelle C.6-1: Leiharbeitskräfte in der Kernverwaltung der FHH47 

Die Gründe für den Einsatz der Leiharbeitskräfte in der Kernverwaltung sind im Wesentlichen noch 
immer kurzfristiger Bedarf bei krankheitsbedingten Ausfällen sowie ein Mangel an entsprechenden 
festangestellten Kräften. 

                                                 
47 Die in der Tabelle nicht genannten weiteren Behörden und Dienststellen der FHH haben gemeldet, dass dort  im Jahre 2014 im Bereich 

der Kernverwaltung keine Leiharbeitskräfte beschäftigt wurden. 
 Die Leiharbeitskräfte der BSB werden ganz überwiegend für kurzfristige Vertretungen im Rahmen der Organisation des Vertretungsun-

terrichts in Vorschulklassen (VSK) eingesetzt und stehen in der Regel bereits am zweiten Tag des Ausfalls der Vorschulklassenleitung 
zur Verfügung. 



Personalstrukturbericht 2015

61

Personalbericht 2015 Band 1: Personalstrukturbericht 

61 

Der Anstieg im Jahr 2014 um rund 2.800 Einsatztage lässt sich auf zwei Einsatz-Schwerpunkte zu-
rückführen.  
Einerseits ist aufgrund der sprunghaft angestiegenen Inobhutnahmen von unbegleiteten minderjäh-
rigen Flüchtlingen von 485 in 2013 auf 879 in 2014 auch der Personalbedarf an nicht ohne den tem-
porären Einsatz von Leiharbeitskräften zu bewerkstelligen. 
Zum anderen werden die Leiharbeitskräfte im Projekt Herakles sowohl im Bereich der Buchhaltung 
als auch im Bereich des Scan/Verify eingesetzt. Diese Einsätze sind zunächst bis 31.03.2015 befris-
tet. Ob eine Verlängerung mangels qualifizierter Buchhaltungskräfte notwendig sein wird, ist zum 
Zeitpunkt der Berichterstellung nicht absehbar.  
Hinzu kommt, dass in vielen Bereichen der Kernverwaltung unterjährig schwankend zwischen 79 
und 93 Leiharbeitskräfte von fördern&wohnen (f&w) AöR in die Dienststellen der FHH überlassen 
waren. 
Aus der Verpflichtung zum „Equal Pay“ ergibt sich, dass die Kosten pro Einsatz einer Leiharbeits-
kraft für neubegründete Leiharbeitsverhältnisse deutlich angestiegen sind. Insofern haben sich die 
Kosten nicht dauerhaft halbiert sondern sind nach einem Absinken in 2012 - bei in etwa halbierten 
Einsatztagen  - im Berichtszeitraum 2014 wieder angestiegen. 
Nach ständiger Rechtsprechung der Arbeitsgerichte kann und darf der Einsatz von Leiharbeitskräf-
ten nicht auf Dauer oder gar zur Verdrängung von Dauerarbeitskräften erfolgen. Gerade diese Ver-
hinderung von Missbrauch war einer der Gründe für die Schaffung der Arbeitgeberrichtlinie.  
Aber nicht immer kann auf den Einsatz von Leiharbeitskräften verzichtet werden.  

C.6.2 Fachbehörden mit Zuständigkeit für Öffentliche Unternehmen der FHH 

Für die Beschäftigung von Leiharbeitskräften in den Beteiligungen der FHH (Öffentliche Unterneh-
men) hat die zuständige Finanzbehörde für das Jahr 2014 die folgenden Daten ermitteln können: 
 

 
Tabelle C.6-2: Leiharbeitskräfte in den Beteiligungen der FHH 

Ausweislich dieser Daten wird die „Richtlinie über die Beschäftigung von Leiharbeitnehmerinnen und 
Leiharbeitnehmern in den Beteiligungen der Freien und Hansestadt Hamburg“ vom 30.10.2012 auch 
in den öffentlichen Unternehmen umgesetzt. So ist seit Bekanntgabe bei den öffentlichen Unter-
nehmen in 2013 gegenüber dem Vorjahr 2012 bereits ein deutlicher Rückgang der Leiharbeit in Hö-
he von rd. 24 % bei den in Anspruch genommenen Tagen bzw. von rd. 28 % bei den Kosten zu ver-
zeichnen.
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C.7 Personal der öffentlich-rechtlichen Unternehmen 

Im folgenden Kapitel wird nachrichtlich über das Personal der öffentlich-rechtlichen Ausgliederungen 
(Körperschaften, Anstalten und Stiftungen) berichtet. Durch diese ergänzenden Informationen soll es 
ermöglicht werden, einen Überblick über den Gesamtpersonalbestand der Freien und Hansestadt 
Hamburg zu erhalten. 
 
Die Daten werden überwiegend im Rahmen der Erstellung der Konzernbilanz von der Finanzbehör-
de erhoben, da dem Zentrum für Personaldienste keine eigenen Daten über die öffentlich-
rechtlichen Unternehmen vorliegen48. Der Bericht beschränkt sich auf die öffentlich-rechtlichen Un-
ternehmen, die im Jahr 2001 und später in diese Rechtsform überführt wurden49. 
 
Der nachfolgenden Tabelle sind die Daten für die Jahre 2012 und 2013 zu entnehmen: 
 

 
Tabelle C.7-1: Beschäftigte der öffentlich-rechtlichen Unternehmen 

 

                                                 
48 Für die Darstellung wurden folgende Parameter festgelegt: Berichtet werden Kopfzahlen, da Vollkraftzahlen nicht systematisch ermittelt 

werden. Die Daten beziehen sich auf das Vorvorjahr. Nach Möglichkeit erfolgt eine Differenzierung nach Geschlecht. 
49 Analog der Darstellung des Rechnungshofs in seinem Jahresbericht 2012, der den Anstoß zu dem obigen Bericht gegeben hat.  
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